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Daten im Überblick 

Menschen mit Schwerbehinderungen (2015) 

 In Deutschland gelten 7.615.560 Menschen als schwerbehindert, rund 24 % 

von ihnen zu 100 Prozent. 

 Zwischen 2005 und 2015 stieg ihre Gesamtzahl um 12,6 %. Die Anzahl der 

zu 100 Prozent schwerbehinderten Menschen stieg im gleichen Zeitraum 

um 7,5 %. 

 Das Verhältnis der Geschlechter ist ausgeglichen: 51 % der Menschen mit 

Schwerbehinderung sind männlich, 49 % weiblich.  

 Die Zahl schwerbehinderter Frauen stieg zwischen 2005 und 2015 um  

15,8 % und damit deutlicher als die schwerbehinderter Männer (+ 9,6 %). 

 Der prozentuale Anteil schwerbehinderter Menschen im Verhältnis zur 

jeweiligen Einwohnerzahl lag 2015 in Mecklenburg-Vorpommern (11,2 %) 

und dem Saarland (11 %) spürbar über dem gesamtdeutschen Anteil  

von 9,3 %.  

 Zwischen 2005 und 2015 stieg die Zahl der Menschen mit 

Schwerbehinderung vor allem in Sachsen (+ 30,2 %), im Saarland  

(+ 27,7 %), in Baden-Württemberg (+ 27,5 %) und in Mecklenburg-

Vorpommern (+ 27,3 %).  

Behinderung und Lebensalter (2015) 

 Die Hälfte (55 %) der schwerbehinderten Menschen in Deutschland war  

65 Jahre und älter. Ihre Anzahl nahm zwischen 2005 und 2015 um  

16,3 % zu. 

Behinderungsursachen (2015) 

 86 % der Schwerbehinderungen gingen auf allgemeine Krankheiten und 

Impfschäden zurück, 4 % auf eine angeborene Behinderung, 2 % auf die 

Folge von Unfällen (einschließlich Wege- und Betriebswegeunfälle) und 

Berufskrankheiten. 

 Zwischen 2005 und 2015 stieg die Zahl der Schwerbehinderungen, die  

auf allgemeine Krankheiten (inklusive Impfschäden) zurückzuführen sind, 

um 17 %.  

 Angeborene Schwerbehinderungen gingen zwischen 2005 und 2015  

um 6 % zurück.  
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Behinderungsarten (2015) 

 Nahezu zwei Drittel (64 %) der Behinderungen waren körperliche 

Behinderungsarten, gefolgt von zerebralen Störungen sowie geistigen 

und/oder seelischen Behinderungsarten (21 %). 

 Zwischen 2005 und 2015 sind zerebrale Störungen sowie geistige  

und/oder seelische Behinderungen um 30 % gestiegen. Körperliche 

Behinderungsarten nahmen um rund 5 % zu. 

 Innerhalb der körperlichen Behinderungsarten1 nahmen die 

„Beeinträchtigungen der Funktion der inneren Organe beziehungsweise 

Organsysteme“ mit 41 % den größten Anteil ein. 

Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen (2015) 

 883.413 Personen erhielten Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 

und damit + 2,7 % mehr noch als im Vorjahr. Im Vergleich zu 2005 stieg die 

Zahl der Leistungsempfänger um rund + 51 %. 

 Seit 2005 ist die Gesamtzahl der Leistungsempfänger kontinuierlich 

angestiegen, insbesondere in der Altersgruppe der über 65-Jährigen  

(+ 73 %). 

Teilhabe am Arbeitsleben (2015) 

 1.057.978 schwerbehinderte Menschen waren bei insgesamt 156.306 

beschäftigungspflichtigen Arbeitgebern beschäftigt - 30,7 % mehr noch  

als 2005. Die überwiegende Mehrheit (rund 80 %) befand sich in einer 

regulären Beschäftigung.  

 Nahezu die Hälfte (45 %) der beschäftigten Menschen mit 

Schwerbehinderung auf Pflichtarbeitsplätzen gehörte der Altersgruppe  

der 55- bis 60-Jährigen und Älteren an.  

  Zwischen 2005 und 2015 verdoppelte sich die Zahl beschäftigter 

schwerbehinderter Menschen in den Altersgruppen der 55- bis 60-Jährigen  

und Älteren nahezu: Sie stieg um 90,7 %.  

 

  

                                                      
1  Querschnittslähmungen, die als körperliche Behinderungsart zu werten sind/wären, konnten 

nicht in die Berechnungen einbezogen werden, da diese gemeinsam mit zelebralen Störungen, 

geistig-seelischen Behinderungen sowie Suchtkrankheiten erhoben werden und damit keine 

eindeutigen Zahlen vorliegen. 
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Pflichtarbeitsplätze (2015) 

 97 % der Soll-Pflichtarbeitsplätze waren besetzt.  

 Die Ist-Quote stieg von 4,2 % (2005) auf 4,7 % (2015). 

 Zwei Drittel (69 %) der besetzten Pflichtarbeitsplätze bestanden bei privaten 

und ein Drittel (31 %) bei öffentlichen Arbeitgebern. 

 Ein Viertel der Beschäftigten mit Schwerbehinderung war im 

Verarbeitenden Gewerbe, ein Fünftel im Öffentlichen Dienst und rund jeder 

siebte im Gesundheitssektor tätig.  

 Anteilig am Gesamt besetzter Pflichtarbeitsplätze fanden sich rund  

26 % in Nordrhein-Westfalen, 17 % in Bayern und rund 14 % in  

Baden-Württemberg. 

 Zwischen 2005 und 2015 stiegen die besetzten Pflichtarbeitsplätze in allen 

Bundesländern bis auf das Saarland. Besonders deutlich war der Anstieg  

in Bayern (+ 47,7 %), in Berlin (+ 46,1 %) und in Mecklenburg-Vorpommern 

(+ 38,5 %). 

Arbeitslosigkeit (2016) 

 Im Jahresdurchschnitt waren bei der Bundesagentur für Arbeit 170.508 

arbeitslose Menschen mit Schwerbehinderung registriert, 4,6 % weniger als 

im Vorjahresdurchschnitt und 0,5 % weniger als 2006. 

 40 % der arbeitslosen Menschen mit Schwerbehinderung waren 50 Jahre 

und älter.  

Rehabilitanden (2016) 

 Nach den Rechtskreisen des SGB II und SGB III waren insgesamt  

170.533 Menschen als Rehabilitanden registriert.  

 Mit 60 % war über die Hälfte der Rehabilitanden männlich,  

40 % waren weiblich.  

 Rund 21 % der Rehabilitanden waren schwerbehindert. 

 Fast zwei Drittel (63 %) der Rehabilitanden gehörte der Altersgruppe der 

unter 25-Jährigen an. 

 62.400 Menschen mit Behinderungen nahmen an ausgewählten 

arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen teil. Ein Anstieg um 3,5 % im Vergleich 

zum Vorjahr. 

 22.600 schwerbehinderte Rehabilitanden nahmen an besonderen 

Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe behinderter Menschen am 

Arbeitsleben teil. Im Vergleich zum Vorjahresmonat war dies ein Anstieg 

um 3,6 %. 

 Bei fast zwei Dritteln handelte es sich um individuelle, rehaspezifische 

Maßnahmen. 
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Unterstützte Beschäftigung2 (UB) (2015) 

 Der Anteil männlicher Teilnehmer an Maßnahmen der UB lag spürbar  

(68 %) über dem der weiblichen Teilnehmerinnen (32 %). 

 Über die Hälfte (57 %) der Teilnehmenden an Maßnahmen der UB war 

zwischen 18 und 24 Jahren alt.  

 Der Personenkreis der Menschen mit Lern- beziehungsweise geistiger 

Behinderung machte mit rund 60 % den größten Anteil unter den 

Teilnehmenden aus.  

 Es ist ein Anstieg der Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit psychischen 

Erkrankungen zu verzeichnen. Mittlerweile stellten diese ein Viertel (25 %) 

der Teilnehmenden. 

 Mehr als die Hälfte der Teilnehmenden (59 %) an Maßnahmen der UB hat 

eine Sonderschule besucht. 

 Die Hälfte der Maßnahmeteilnehmenden (52 %) war unmittelbar vor Eintritt 

in die UB arbeitslos. 

 Der Anteil der Teilnehmenden, die vor Eintritt in die UB in einer Werkstatt 

für behinderte Menschen tätig war, war mit 0,3 % sehr gering. 

 Mit der bisher höchsten Quote konnten insgesamt 42 % der Teilnehmenden 

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt platziert werden. 

Werkstätten für Menschen mit Behinderung (WfbM) (2016) 

 In 2.759 Betriebsstätten sind 308.691 Werkstattbeschäftigte tätig.  

Von diesen ist die Mehrzahl (85 %) im Arbeitsbereich tätig. 

 Im Vergleich zu 2006 ist die Zahl der Hauptwerkstätten um 34 Werkstätten 

(+ 5 %) gestiegen. 

Beschäftigte in WfbM (2016) 

 Von den insgesamt 308.691 Menschen mit Behinderungen, die 

Arbeitsplätze der WfbM belegt haben, war mit 76 % die Mehrheit  

von geistigen Beeinträchtigungen und 3 % von körperlichen 

Beeinträchtigungen betroffen. 

 Zwischen 2006 und 2016 stieg insbesondere die Zahl der Menschen  

mit psychischen Beeinträchtigungen in den WfbM deutlich um 52,1 %. 

 Über 30 % der Beschäftigten in WfbM waren über 50 Jahre alt. 

                                                      
2  Die Daten beziehen sich auf eine Erhebung der BAG UB für den Zeitraum 2015. Befragte 

waren 85 Leistungserbringer sowie 1.211 Maßnahme-Teilnehmer und Teilnehmerinnen 

bundesweit. BAG UB 2016. 
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1 Menschen mit Behinderungen 

Anmerkungen zur Methodik 

Für den allgemeinen Teil des vorliegenden Trendberichts wurden die 

statistischen Auswertungen auf der Grundlage der jeweils aktuellsten verfüg-

baren bundesdeutschen Daten insbesondere des Statistischen Bundesamtes 

(www.destatis.de), der Gesundheitsberichterstattung des Bundes (www.gbe-bund.de) 

sowie der Bundesagentur für Arbeit (www.arbeitsagentur.de) vorgenommen. 

Falls erforderlich, wurden teilweise verschiedene Variablen, wie zum Beispiel 

Altersgruppen, zusammengeführt, eigene Berechnungen durchgeführt und 

entsprechende grafische Darstellungen erstellt. 

Um langfristige Entwicklungen abbilden zu können, wurden jeweils die Daten, 

sofern möglich, in einem Zehn-Jahres-Zeitraum miteinander verglichen.  

1.1  Begriffserklärung 

Der früher vorherrschende Ansatz der Defizitorientierung zur Charakterisierung 

von Behinderung wird durch die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in 

eine Potenzialorientierung überführt. Das heißt, Fehlendes oder Krankheiten 

werden nicht mehr als Charakteristikum von Behinderung angesehen. Aus der 

potenzialorientierten Perspektive wird die Entstehung einer Behinderung aus 

der Wechselwirkung zwischen den Personen mit Beeinträchtigung und den 

unterschiedlichen Barrieren, die ihrer vollständigen und gleichen gesell-

schaftlichen Teilhabe entgegenstehen, definiert.3 

„Die UN-Behindertenrechtskonvention ist das erste universelle Rechtsinstrument, 

das bestehende Menschenrechte, bezogen auf die Lebenssituation behinderter 

Menschen, konkretisiert. Es würdigt Behinderung als Teil der Vielfalt menschlichen 

Lebens und überwindet damit das noch in vielen Ländern vorherrschende 

defizitorientierte Verständnis.“4 

Aus diesem Grund verzichtet die UN-BRK auf eine konkrete Aufführung und 

Definition des Begriffs „Behinderung“.5 Nach ihrem Verständnis von Behinde-

rung ist diese kein feststehendes Konzept und von gesellschaftlichen Entwick-

lungen abhängig.6 

Allerdings wird in Artikel 1 der UN-BRK die Begriffserläuterung „Menschen mit 

Behinderung“ vorgenommen, um den Zugang zu den in der UN-BRK formu-

lierten Rechten zu beschreiben: 

„Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige 

körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die in 

                                                      
3   Vgl. Rehadat/Institut der deutschen Wirtschaft Köln e. V. 2015. 

4  Quelle: http://www.behindertenrechtskonvention.info/ 

die-behindertenrechtskonvention-im-historischen-kontext-3743/  

5  BMAS 2013: 30. 

6  Beauftragte der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen 2014: UN-BRK: 8. 

http://www.destatis.de/
http://www.gbe-bund.de/
http://www.arbeitsagentur.de/
http://www.behindertenrechtskonvention.info/die-behindertenrechtskonvention-im-historischen-kontext-3743/
http://www.behindertenrechtskonvention.info/die-behindertenrechtskonvention-im-historischen-kontext-3743/
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Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren ihre volle und wirksame Teilhabe 

gleichberechtigt mit anderen an der Gesellschaft behindern können.“7 

Nach diesem (gewandelten) Verständnis ist eine Behinderung nicht mehr eine 

individuelle, gesundheitliche Störung oder Normabweichung, sondern durchaus 

durch Entfaltung persönlicher Potenziale und Ressourcen als auch durch eine 

gelingende Interaktion zwischen dem Individuum und seiner Umwelt abbaubar.8 

Im bundesdeutschen Recht wird Behinderung im Sozialgesetzbuch IX (§ 2 Abs. 1) 

definiert: „Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige 

Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 

sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und 

daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. Sie sind 

von Behinderung bedroht, wenn die Beeinträchtigung zu erwarten ist.“9 

Des Weiteren wird Schwerbehinderung nach § 2 II SGB IX wie folgt definiert: 

„Menschen sind im Sinne des Teils 2 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad 

der Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im 

Sinne des § 73 rechtmäßig im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben.“10  

Entscheidungen über das Vorliegen einer wesentlichen Behinderung basieren 

zunächst auf medizinischen Befunden und Diagnosen und den hieraus 

resultierenden funktionalen Gesundheitsbeeinträchtigung, d. h. der Schädigung 

der körperlichen und/oder mentalen Funktionen sowie der Beeinträchtigung der 

Aktivitäten und Teilhabe. 

Allerdings lässt sich das Ausmaß der Teilhabebeeinträchtigung, welche als 

Folge einer Krankheit oder eines gesundheitlichen Problems entstanden ist, 

nicht durch Krankheitssymptome und -diagnosen beschreiben. 

Zur näheren Beschreibung der Einschränkungen als auch zur Bestimmung des 

Rehabilitationsbedarfs findet in der Regel die „Internationale Klassifikation der 

Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit“ (International Classification 

of Functioning, Disability and Health, ICF11) der WHO, welche in Deutschland 

in den Rehabilitations-Richtlinien verankert ist, Anwendung. 

  

                                                      
7  Ebd.: 12. 

8  BMAS 2013: 31. 

9  Quelle: www.sozialgesetzbuch.de 

10 Ebd. 

11 WHO: http://www.who.int/classifications/icf/en/ 

http://www.who.int/classifications/icf/en/
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1.2 Menschen mit Schwerbehinderung 

 

Die Zahl der schwerbehinderten Menschen ist über die Jahre kontinuierlich 

gestiegen: 2015 waren in Deutschland 7.615.560 Menschen schwer-

behindert12, rund 24 % von ihnen zu 100 Prozent. 

Zwischen 2005 und 2015 stieg ihre Gesamtzahl um 12,6 % (+ 850.205 

Personen). Die Anzahl der zu 100 Prozent schwerbehinderten Menschen stieg 

im gleichen Zeitraum um 7,5 %. 

  

                                                      
12 Im Sinne der Definition des § 2 II SGB IX.  
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1.2.1 Menschen mit Schwerbehinderung nach Bundesland 

Gemessen an der Gesamtzahl schwerbehinderter Menschen in Deutschland 

lebten 2015 23 % von ihnen in Nordrhein-Westfalen, 15 % in Bayern und 12 % 

in Baden-Württemberg.  

Allerdings ist nachvollziehbar, dass in einem bevölkerungsstarken Bundesland 

die absoluten Zahlen im Verhältnis zur bundesdeutschen Gesamtzahl schwer-

behinderter Menschen entsprechend höher sind, als dies bei bevölkerungs-

schwachen Bundesländern der Fall ist.  

Einen klareren Eindruck für das Verhältnis vermittelt dagegen die Ermittlung 

des Verhältnisses zwischen der Anzahl schwerbehinderter Menschen und der 

jeweiligen Einwohnerzahl der einzelnen Bundesländer. 

 

Menschen mit Schwerbehinderung nach Bundesland 2015 

Bundesland Menschen mit 

Schwerbehinderung 

Einwohnerzahl 

Stand: 

31.12.2015 

Prozentualer 

Anteil an der 

Bevölkerung 

Baden-

Württemberg 

929.877 10.879.618 8,5 % 

Bayern 1.145.467 12.843.514 8,9 % 

Berlin 349.437 3.520.031 9,9 % 

Brandenburg 261.300 2.484.826 10,5 % 

Bremen 55.682 671.489 8,3 % 

Hamburg 128.676 1.787.408 7,2 % 

Hessen 623.236 6.176.172 10,1 % 

Mecklenburg-

Vorpommern 

180.828 1.612.362 11,2 % 

Niedersachsen 724.265 7.926.599 9,1 % 

Nordrhein-

Westfalen 

1.768.932 17.865.516 9,9 % 

Rheinland-

Pfalz 

291.186 4.052.803 7,2 % 

Saarland 109.524 995.597 11,0 % 

Sachsen 391.137 4.084.851 9,6 % 

Sachsen-

Anhalt 

189.289 2.245.470 8,4 % 

Schleswig-

Holstein 

264.188 2.858.714 9,2 % 

Thüringen 202.536 2.170.714 9,3 % 

Deutschland 7.615.560 82.175.684 9,3 % 
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Hier zeigt sich, dass der prozentuale Anteil schwerbehinderter Menschen an 

der jeweiligen Einwohnerzahl in Mecklenburg-Vorpommern (11,2 %), dem 

Saarland (11 %) sowie in Brandenburg (10,5 %) spürbar über dem gesamt-

deutschen Anteil von 9,3 % liegt.  

Dagegen liegt dieser Anteil in Hamburg (7,2 %) und Rheinland-Pfalz (7,2 %) 

deutlich unter dem gesamtdeutschen Anteil. 

 

 

 

Im Vergleich der jeweiligen Gesamtzahlen zwischen 2005 und 2015 nach 

Bundesländern wird deutlich, dass insbesondere in Sachsen (+ 30,2 %), im 

Saarland (+ 27,7 %), in Baden-Württemberg (+ 27,5 %) und in Mecklenburg-

Vorpommern (+ 27,3 %) generell die Anzahl von Menschen mit Schwer-

behinderung angestiegen ist. Rückgängig sind die Zahlen dagegen in drei 

Bundesländern: in Rheinland-Pfalz (- 10,2 %), in Bremen (- 6,8 %) sowie in 

Hamburg (- 3,2 %). 
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1.2.2 Menschen mit Schwerbehinderung nach Geschlecht 

 

 

2015 waren insgesamt 3.748.566 Frauen und 3.866.994 Männer schwer-

behindert, was einem prozentualen Anteil von 51 % männlichen und 49 % weib-

lichen Schwerbehinderten entspricht.  

Zwischen 2005 und 2015 stieg die Zahl schwerbehinderter Frauen um 15,8 %, 

die Zahl der schwerbehinderten Männer um 9,6 %. 
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1.2.3 Menschen mit Schwerbehinderung nach Alter 

 

 

2015 war die Hälfte (55 %) aller Menschen mit Schwerbehinderung 65 Jahre alt 

und älter. 21 % gehörten der Altersgruppe der 55- bis 65-Jährigen an, 12 % der 

45- bis 55-Jährigen. 

Die Zahl schwerbehinderter Menschen in der Altersgruppe der 65-Jährigen  

und Älteren ist zwischen 2005 und 2015 um 16,3 % (+ 588.321 Personen) 

gestiegen. 
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1.3 Ursachen der Behinderung 

 

Mit 86 % (6.583.463) ging 2015 die Mehrheit der Schwerbehinderungen auf 

allgemeine Krankheiten und Impfschäden zurück.  

Um eine angeborene Behinderung handelte es sich dagegen „nur“ bei 4 % 

(290.248) der betroffenen Menschen. 

Bei rund 8 % (586.687) war die Schwerbehinderung auf „sonstige“ beziehungs-

weise nicht näher bezeichnete Ursachen zurückzuführen, bei rund 2 % 

(130.737) auf die Folge von Unfällen und Berufskrankheiten (einschließlich 

Wege- und Betriebswegeunfälle) sowie 0,3 % (24.425) auf Kriegs-, Wehr- oder 

Zivildienstschädigungen. 

4 %

86 %

2 %

0,3 %

8 %

Ursachen der Behinderung 2015 in %

Angeborene

Allgemeine Krankheit/
inkl. Impfschaden

Unfall, einschl. Wege-
/Betriebswegeunfall,
Berufskrankheit

Kriegs-, Wehr- oder
Zivildienstschädigung

Sonstige

Datenquelle: Statistisches Bundesamt
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Zwischen 2005 und 2015 stieg die Zahl der Schwerbehinderungen, die auf 

allgemeine Krankheiten (inklusive Impfschäden) zurückzuführen sind, um 17 %.  

Dagegen ging die Anzahl der Schwerbehinderungen, für die eine anerkannte 

Kriegs-, Wehr- oder Zivildienstbeschädigung ursächlich ist, um rund 75 % 

zurück. Ebenfalls sanken Schwerbehinderungen, die auf Unfälle und Berufs-

krankheiten zurückzuführen sind, um 16 %. Angeborene Schwerbehinderungen 

gingen ebenfalls um rund 6 % zurück. 

Die Anzahl von Schwerbehinderungen, die auf „sonstige“ und nicht näher 

bezeichnete Ursachen zurückzuführen sind, blieb im Vergleichszeitraum nahe-

zu konstant. 
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1.4 Art der Behinderung 

 

2015 überwogen mit 61 % (4.654.947) die körperlichen Behinderungsarten, 

gefolgt von zerebralen Störungen sowie geistigen und/oder seelischen 

Behinderungsarten (21 % = 1.602.743). 

An dieser anteiligen „Hierarchie“ hat sich im Vergleich zu 2005 nichts 

grundlegend verändert. 2005 lag der Anteil körperlicher Behinderungsarten bei 

66 %, jener der zerebralen Störungen sowie der geistigen und/oder seelischen 

Behinderungsarten bei 18 % und der Anteil „sonstiger“ Behinderungsarten  

bei 16 %. 

Zwischen 2005 und 2015 zeigt sich jedoch, dass die Zahl der zerebralen 

Störungen sowie der geistigen und/oder seelischen Behinderungen um 30 %  

(+ 371.596) gestiegen ist. Sonstige Behinderungsarten nahmen um 25 %  

(+ 273.834) und körperliche Behinderungsarten um rund 5 % (+ 204.775) zu. 

  

61 %
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Art der Behinderung 2015 in %

Körperliche

Zelebrale Störung, geistige
und/oder seelische

Sonstige

 Datenquelle: Statistisches Bundesamt
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1.4.1 Körperliche Behinderungsarten 

 

 

 

2015 nahmen innerhalb der körperlichen Behinderungsarten13 die „Beeinträchti-

gungen der Funktion der inneren Organe beziehungsweise Organsysteme“ mit 

41 % den größten Anteil ein, gefolgt von „Funktionseinschränkungen der 

Gliedmaßen“ (20 %) und „Funktionseinschränkungen der Wirbelsäule und des 

Rumpfs sowie Deformierung des Brustkorbs“ (19 %). 

Mit 1 % war der Anteil des „Verlustes/Teilverlustes von Gliedmaßen“ am 

Gesamt der unterschiedlichen körperlichen Behinderungsarten am geringsten. 

                                                      
13 Querschnittslähmungen, die als körperliche Behinderungsart zu werten sind/wären, konnten 

nicht in die Berechnungen einbezogen werden, da diese gemeinsam mit zelebralen Störungen, 

geistig-seelischen Behinderungen sowie Suchtkrankheiten erhoben werden und damit keine 

eindeutigen Zahlen vorliegen. 

1 %

21 %

19 %

8 %7 %

4 %

41 %

Körperliche Behinderungsarten 2015 

Verlust/Teilverlust Gliedmaßen

Funktionseinschränkung
Gliedmaßen

Funktionseinschränkung
Wirbelsäule/Rumpf/Brustkorb

Blindheit/Sehbehinderung

Sprach-/
Sprechstörung/Taubheit

Verlust
Brust/Brüste/Entstellungen

Beeinträchtigung Funktion
Organsysteme

Datenquelle: Statistisches Bundesamt
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Zwischen 2005 und 2015 ist es bei allen körperlichen Behinderungsarten14 bis 

auf den „Verlust/Teilverlust von Gliedmaßen“ zu einem Anstieg gekommen. 

Die Zahl der von Sprach-/Sprechstörungen und Taubheit betroffenen Men-

schen stieg im Beobachtungszeitraum um rund 16 %, die Zahl der von Beein-

trächtigungen der Organe beziehungsweise des Organsystems Betroffenen 

stieg um rund 9 %. 

Ein Rückgang ist dagegen hinsichtlich des Verlustes/Teilverlustes von 

Gliedmaßen von 24 % festzustellen.  

  

                                                      
14 Querschnittslähmungen, die als körperliche Behinderungsart zu werten sind/wären, konnten 

nicht in die Berechnungen einbezogen werden, da diese gemeinsam mit zelebralen Störungen, 

geistig-seelischen Behinderungen sowie Suchtkrankheiten erhoben werden und damit keine 

eindeutigen Zahlen vorliegen. 
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1.5 Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen  

Durch das SGB XII, Kapitel 6 (§§ 53–60) wird bisher die Eingliederungshilfe für 

Menschen mit Behinderungen15 geregelt. Sie hat zur Aufgabe, eine drohende 

Behinderung zu verhüten, eine vorhandene Behinderung oder deren Folgen zu 

beseitigen beziehungsweise zu mildern und die Menschen mit Behinderungen 

in die Gesellschaft einzugliedern. Leistungsberechtigt sind alle Personen, die 

nicht nur vorübergehend körperlich, geistig oder seelisch behindert oder von 

einer solchen Behinderung bedroht sind, soweit die Hilfe nicht von einem 

vorrangig verpflichteten Leistungsträger, wie zum Beispiel der Kranken- oder 

der Rentenversicherung oder den Agenturen für Arbeit erbracht wird. 

Durch Artikel 2 des Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung 

von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz – BTHG) vom  

23. Dezember 2016 wurde nunmehr Artikel 1 des Neunten Buchs Sozial-

gesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen – 

geändert. 

Aus dem bestehenden Zwölften Sozialgesetzbuch (SGB XII) – Sozialhilfe – wird 

damit unter anderem die Eingliederungshilfe nach dem 6. Kapitel herausgelöst 

und in Teil 2 SGB IX „Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen als „Besondere Leistungen zur selbstbestimmten Lebensführung 

für Menschen mit Behinderungen“ geregelt.16 

Hieran orientiert, wird nach Artikel 1 Teil 2 Kapitel 10 auch die Bundesstatistik 

der Eingliederungshilfe durch die §§ 143 ff SGB IX neu geregelt und ordnet, 

das bisherige Recht übernehmend, zukünftig die Führung der Bundestatistik 

über die Leistungsberechtigten und die Ausgaben und Einnahmen der 

Eingliederungshilfe an. 

Diese Vorschriften werden am 1. Januar 2020 in Kraft treten. 

                                                      
15 Eine weiterführende Erklärung findet sich im Glossar. 

16 Quelle: Statistisches Bundesamt 2017. 
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Nach der Statistik des Statistischen Bundesamtes der Leistungsempfänger von 

Leistungen nach dem 5.–9. Kapitel SGB XII erhielten 2015 883.413 Personen 

Eingliederungshilfe für behinderte Menschen und damit 2,7 % mehr noch als im 

Vorjahr. Im Vergleich zu 2005 stieg die Zahl der Leistungsempfänger um rund 

51 % (+ 297.948 Personen). 

 

Das Durchschnittsalter der Empfängerinnen und Empfänger der Eingliederungs-

hilfe lag 2015 bei 34 Jahren. 

Mit 59 % lag der Anteil männlicher Leistungsbezieher über dem der weiblichen 

(41 %). 

Die männlichen Leistungsempfänger waren mit 33 Jahren im Durchschnitt 

jünger als die weiblichen mit knapp 36 Jahren. 
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Mit 67 % gehörten zwei Drittel der Leistungsempfänger der Altersgruppe der  

18 bis unter 65-Jährigen an. 28 % der Altersgruppe der unter 18-Jährigen und 

5 % der Altersgruppe der 65-Jährigen und Älteren. 

Im Vergleich zu 2005 hat sich an dieser prozentualen Verteilung nichts 

grundlegend geändert.  

Die Gesamtzahl der Leistungsempfänger ist, wie dargestellt, kontinuierlich 

angestiegen. Im Vergleich zu 2005 zeigt sich allerdings ein besonders 

deutlicher Anstieg (+ 73 %) in der Altersgruppe der über 65-Jährigen. 
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5 %
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2 Teilhabe am Arbeitsleben 

2.1 Beschäftigte Menschen mit Schwerbehinderung 

2015 waren 1.057.978 schwerbehinderte Menschen bei insgesamt 156.306 

beschäftigungspflichtigen Arbeitgebern beschäftigt.17  

Damit stieg ihre Anzahl im Vergleich zum Vorjahr um 1,4 % und im Vergleich 

zu 2005 um 30,7 % (+ 248.666 Personen). 

 

Die überwiegende Mehrheit von 79,5 % (840.833 Personen) befand sich 2015 

in einer regulären Beschäftigung, rund 16 % (167.325 Personen) wurden als 

„gleichgestellte behinderte Menschen in regulärer Beschäftigung“ registriert, 

und 0,6 % (6.627 Personen) befanden sich in Ausbildung. 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) stellt darüber fest, dass die Beschäftigung 

schwerbehinderter Menschen in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen ist 

und stärker zugenommen hat als die Zahl der schwerbehinderten Menschen in 

der Bevölkerung.18 

 

                                                      
17 Datenquelle: Bundesagentur für Arbeit: Schwerbehinderte Menschen in Beschäftigung 

(Anzeigeverfahren SGB IX) – Jahreszahlen Deutschland 2015. Gebietsstand März 2017. Die 

Daten beziehen sich auf das Anzeigeverfahren gemäß § 80 Abs. 2 SGB IX, Arbeitgeber mit 20 

und mehr Arbeitsplätzen und schließen auch gleichgestellte und sonstige anrechnungsfähige 

Personen mit ein sowie den ermittelten Jahresdurchschnitt 2014.  

18 Bundesagentur für Arbeit: Situation schwerbehinderter Menschen. Berichte: Blickpunkte 

Arbeitsmarkt. April 2017: 4. 
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2.1.1 Beschäftigte Menschen mit Schwerbehinderung  

nach Altersgruppen 

 

 

 

Mit 45 % gehörte 2015 nahezu die Hälfte der beschäftigten Menschen mit 

Schwerbehinderung auf Pflichtarbeitsplätzen19 der Altersgruppe der 55- bis 60-

Jährigen und Älteren an. 35 % waren zwischen 45 und 55 Jahren und 11 % 

zwischen 35 und 45 Jahren alt. 

Wie der Vergleich zur prozentualen Verteilung in den Altersgruppen zeigt, 

macht sich auch hier der demografische Effekt bemerkbar: 2005 betrug der 

prozentuale Anteil der Altersgruppe der 55- bis 60-Jährigen und Älteren am 

Gesamt der beschäftigten schwerbehinderten Menschen 32,5 %.  

 

                                                      
19 Zugrunde gelegt wurde hier, in Abweichung zur zuvor genannten Gesamtzahl, der 

Jahresdurchschnittswert 2015 von 1.030.322 beschäftigten schwerbehinderten Menschen. 
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Zwischen 2005 und 2015 verdoppelte sich die Zahl beschäftigter schwer-

behinderter Menschen in der Altersgruppe der 55- bis 60-Jährigen und Älteren 

nahezu: Dieser stieg um 90,7 % (+ 228.276).  

Der Anstieg in der Altersgruppe der 15- bis 25-Jährigen betrug 18 %, der in der 

Gruppe der 25- bis 35-Jährigen 17 %. 

Im Beobachtungszeitraum gesunken ist dagegen der die Zahl der Beschäftigten 

mit Schwerbehinderung in der Altersgruppe der 35- bis 45-Jährigen – und zwar 

um rund 30 % (- 49.354). 

2.2 Pflichtarbeitsplätze 

Die Beschäftigungsstatistik schwerbehinderter Menschen (BsbM) basiert auf 

den Daten, die von der Bundesagentur für Arbeit (BA) aus dem Anzeige-

verfahren gemäß § 80 Abs. 2 Sozialgesetzbuch (SGB) IX zur Berechnung des 

Umfangs der Beschäftigungspflicht, zur Überwachung ihrer Erfüllung und der 

Berechnung einer unter Umständen fälligen Ausgleichsabgabe20 erhoben 

werden.  

Die Statistik liefert Informationen über die Anzahl der Arbeitgeber mit 20 und 

mehr Arbeitsplätzen, ihren besetzten und unbesetzten Pflichtarbeitsplätzen und 

somit auch über die Ist-Beschäftigungsquoten. 

                                                      
20 Nach § 71 Abs. 1 SGB IX sind Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich monatlich mindestens  

20 Arbeitsplätzen im Sinne des § 73 SGB IX dazu verpflichtet, auf mindestens 5 % dieser 

Arbeitsplätze schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen. Arbeitgeber, die dieser Vorgabe 

nicht nachkommen, müssen eine Ausgleichsabgabe zahlen. Die Höhe dieser Abgabe ist 

abhängig von der Beschäftigungsquote/Ist-Quote und von der Arbeitsplatzzahl. Quelle: 

Bundesagentur für Arbeit. 
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Diese Beschäftigungsquote (Ist-Quote)21 stieg zwischen 2005 und 2015 von 4,2 

auf 4,7 %, womit die gesetzliche Zielquote von 5 % fast erreicht ist. 

2015 wurden 156.306 beschäftigungspflichtige Arbeitgeber gezählt und damit 

2,5 % (+ 3.768) mehr noch als im Vorjahr und 29,6 % (+ 35.718) mehr als 2005. 

2015 waren mit 1.057.978 Pflichtarbeitsplätzen 97 % der Soll-Pflichtarbeits-

plätze besetzt. Im Vergleich zum Vorjahr stieg ihre Zahl um 1,4 %, im Vergleich 

zu 2005 um 30,7 % (+ 248.666). 

 

 

 

Die Soll-Pflichtarbeitsplätze22 stiegen zwischen 2005 und 2015 ebenfalls um 

17 % (+ 158.939). 

  

                                                      
21 Die Ist-Quote gibt den Anteil der schwerbehinderten, gleichgestellten oder sonstig 

anrechnungsfähigen Personen in dem jeweiligen Anzeigejahr pro Arbeitgeber, gemessen an 

allen zu zählenden Arbeitsplätzen an. Quelle: Bundesagentur für Arbeit: Statistik aus dem 

Anzeigeverfahren gemäß § 80 Abs. 2 SGB IX. 

22 Weiterführende Erklärungen finden sich im Glossar. 
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2.2.1 Pflichtarbeitsplätze nach Arbeitgebern 

 

Hinsichtlich der anteiligen Verteilung besetzter Pflichtarbeitsplätze nach Arbeit-

gebern zeigt sich 2015 eine Zwei-Drittel-/Ein-Drittel-Verteilung: 69 % bestanden 

bei privaten und 31 % bei öffentlichen Arbeitgebern. An dieser Verteilung hat 

sich im Vergleich zu 2005 nichts grundlegend verändert.  

Der generelle Anstieg besetzter Pflichtarbeitsplätze zwischen 2005 und 2015 

zeigt sich bei beiden: Bei den privaten Arbeitgebern stieg die Zahl besetzter 

Pflichtarbeitsplätze im Beobachtungszeitraum um 36,1 % (+ 194.093) und bei 

öffentlichen Arbeitgebern um 22,9 % (+ 54.573). 

2.2.2 Pflichtarbeitsplätze nach Wirtschaftszweigen 

Im durch die Bundesagentur für Arbeit für das Jahr 2015 errechneten 

Jahresdurchschnitt zeigt sich, dass mit einem Viertel ein hoher Anteil der 

Beschäftigten mit Schwerbehinderung im Verarbeitenden Gewerbe tätig ist. 

Rund jeder siebte war im Gesundheitssektor (Gesundheitswesen und Pflege 

und Soziales) beschäftigt. 

Rund ein Fünftel war im Öffentlichen Dienst tätig.23 

                                                      
23 Bundesagentur für Arbeit: Situation schwerbehinderter Menschen. Berichte:  

Blickpunkte Arbeitsmarkt. April 2017: 8. 
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2.2.3 Pflichtarbeitsplätze nach Bundesländern 

2015 fanden sich anteilig am Gesamt besetzter Pflichtarbeitsplätze (1.057.978) 

rund 26 % in Nordrhein-Westfalen, 17 % in Bayern und rund 14 % in Baden-

Württemberg. 

Mit jeweils 1 % am Gesamt fand sich der geringste Anteil in Bremen und im 

Saarland. 

 

 

257.000

212.000

79.000

74.000

67.000

60.000

54.000

38.000

35.000

35.000

27.000

26.000

22.000

19.000

13.000

11.000

2.000

0 100.000 200.000 300.000

verarbeitendes Gewerbe

Öffentlicher Dienst

Handel/Reparatur Kfz

Gesundheitswesen

Pflege & Soziales

Verkehr & Lagerei

Qualifizierte Unternehmensdienstleistungen

Finanzen & Versicherungen

Sonstige wirtschaftl. Dienstleistungen

Erziehung & Unterricht

Bergbau, Energie, Wasser

Sonstiges

Information & Kommunikation

Baugewerbe

Zeitarbeit

Gastgewerbe

Land- & Forstwirtschaft

Beschäftigte schwerbehinderte Menschen nach Wirtschaftszweigen
Jahresdurchschnitt 2015

Datenquelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit

0

50.000

100.000

150.000

200.000

250.000

300.000

144.766

181.763

59.652

20.201
9.626

30.589

103.021

14.996

78.659

272.483

36.406

9.877

36.298

13.880

25.508

20.250

Besetzte Pflichtarbeitsplätze nach Bundesländern 2015 

Datenquelle: Bundesagentur für Arbeit: BsbM



  

 32 2 Teilhabe am Arbeitsleben 

Im Vergleich der Anzahl besetzter Pflichtarbeitsplätze 2005 und 2015 zeigt sich, 

dass diese in allen Bundesländern bis auf das Saarland gestiegen sind. 

Besonders deutlich stiegen sie mit einem Plus von 47,7 % (58.726 Plätze) in 

Bayern, von 46,1 % (18.842 Plätze) in Berlin und von 38,5 % (4.165 Plätze) in 

Mecklenburg-Vorpommern. 

Der Rückgang im Saarland lag bei 0,3 % (42 Plätze). 

2.3 Arbeitslosigkeit 

Der Arbeitsmarkt und damit auch die Arbeitslosigkeit schwerbehinderter 

Menschen wird weniger durch die Konjunktur und stärker durch rechtliche 

Rahmenbedingungen sowie demografische Entwicklungen beeinflusst. „Die 

Alterung der Gesellschaft erhöht die Zahl schwerbehinderter Menschen. Der 

Abbau von Regelungen, die es Älteren ermöglicht, vorzeitig aus dem 

Erwerbsleben auszuscheiden, wirkt ebenfalls in Richtung eines Anstiegs des 

Erwerbspersonenpotenzials schwerbehinderter Menschen. Damit kann trotz 

steigender Beschäftigung eine Zunahme von Arbeitslosigkeit eintreten.“24 

2016 wurden im Jahresdurchschnitt ein Bestand an arbeitslosen Menschen mit 

Schwerbehinderung (SGB III und SGB II) bei der Bundesagentur für Arbeit von 

170.508 registriert und damit 4,6 % (- 8.301 Personen) weniger als im 

Vorjahresdurchschnitt. Im Vergleich zu 2006 ist dies ein nur marginaler 

Rückgang von 0,5 % (- 889 Personen).  

  

                                                      
24 Ebd.: 8. 
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Rund 40 % der 2016 als arbeitslos gemeldeten schwerbehinderten Menschen 

waren 50 Jahre und älter.25 

77 % der arbeitslosen Menschen mit Schwerbehinderung lebten im Gebiet 

West-, und 23 % im Gebiet Ostdeutschlands.26 

Obwohl sich anteilig bei schwerbehinderten Arbeitslosen im Vergleich zu 

Arbeitslosen ohne Behinderung mehr Fachkräfte finden, gelingt es ihnen 

seltener, eine Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt aufzunehmen. 

Auch in der Altersgruppe der 25- bis unter 55-Jährigen ist die Dynamik der 

Arbeitslosigkeit bei Arbeitslosen mit Schwerbehinderung deutlich geringer als 

bei nicht-schwerbehinderten Arbeitslosen. Daraus folgt, dass die Dauer der 

Arbeitslosigkeit und damit der Anteil der Langzeitarbeitslosen bei schwer-

behinderten Menschen deutlich höher ist.27 

Veränderungen hinsichtlich der Zahl schwerbehinderter Menschen in 

Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik sind kaum ersichtlich. Allerdings 

lässt sich eine Veränderung der Schwerpunkte in der Förderung 

schwerbehinderter Menschen feststellen. Während die Teilnehmerzahlen in 

Weiterbildungsmaßnahmen und Beschäftigung schaffenden Maßnahmen 

rückläufig sind, ist ein Anstieg in Förderungen mit Aktivierungs- und Ein-

gliederungsmaßnahmen und Maßnahmen zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 

zu verzeichnen.28 

                                                      
25 BA 04/2016: 32. 

26 Bundesagentur für Arbeit: Arbeitslose nach Rechtskreisen. Deutschland und Länder. 

Berichtsjahr 2016. Veröffentlichung Februar 2017. 

27 Vgl. BA 05/2016: 4. 

28 Vgl. ebd. 
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2.3.1 Rehabilitanden  

Als Rehabilitanden werden Menschen mit Behinderung im Sinne des § 19 SGB 

III bezeichnet, deren Aussichten, am Arbeitsleben teilzuhaben oder weiter 

teilzuhaben, aufgrund der Art oder Schwere ihrer Behinderung im Sinne von  

§ 2 Abs. 1 SGB IX nicht nur vorübergehend wesentlich gemindert sind und 

daher Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben benötigen. Mit eingeschlossen sind 

hier auch Menschen mit Lernbehinderung.29 

 201630 waren nach den Rechtskreisen des SGB II und SGB III insgesamt 

170.533 Menschen als Rehabilitanden registriert.31 Rund 71 % von ihnen sind 

dem Rechtskreis des SGB III und 29 % dem Rechtskreis des SGB II 

zugeordnet. 

Mit 60 % war über die Hälfte der Rehabilitanden männlich, 40 % waren weiblich.  

Rund 21 % der Rehabilitanden waren schwerbehindert. 

Rund 63 % der Rehabilitanden gehörten der Altersgruppe der unter 25-Jährigen 

an, rund 38 % waren 25 bis unter 50 Jahre alt, weniger als 1 % war 50 Jahre 

und älter. 

 

Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl der Rehabilitanden 2016 nahezu 

unverändert geblieben (- 289 Personen). Im Vergleich zum Jahresdurchschnitt 

2008 zeigt sich jedoch ein Rückgang um 38 %. 

                                                      
29 Quelle: Bundesagentur für Arbeit. Förderstatistik 2016. 

30 Datenstand: Januar bis Dezember 2016. Bundesagentur für Arbeit. Förderstatistik 2016. 

31 Quelle: ebd. 
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2.3.2 Menschen mit Schwerbehinderung in ausgewählten 

arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 

Nach ausgewählten arbeitsmarktpolitischen Instrumenten für die Gruppe 

schwerbehinderter Menschen betrachtet, zeigt sich, dass 2016 insgesamt 

62.400 Menschen mit Behinderungen an diesen teilgenommen haben. Im 

Vergleich zum Vorjahr ein Anstieg um rund 3,5 %. 

 

 

 

35 % der teilnehmenden Menschen mit Schwerbehinderung nahmen an 

„besonderen Maßnahmen zur Teilhabe behinderter Menschen“ teil, 24 % an 

„Maßnahmen zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit“ und 14 % an „Maßnahmen 

zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung“. 

Im Vergleich zum Vorjahr zeigt sich ein Anstieg bei den „Maßnahmen zur 

Aktivierung und beruflichen Eingliederung“ um 6 %, bei den „Maßnahmen zur 

Aufnahme einer Erwerbstätigkeit“ um 5 % sowie bei „Maßnahmen zur Teilhabe 

behinderter Menschen“ um 3 %. Dagegen befanden sich weniger Menschen mit 

Schwerbehinderung in „Beschäftigung schaffenden Maßnahmen“ – ein Rück-

gang um 3 %. 
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2.3.3  Besondere Maßnahmen zur Teilhabe behinderter Menschen 

Zum Dezember 201632 haben durchschnittlich 22.600 schwerbehinderte 

Rehabilitanden an besonderen Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe 

behinderter Menschen am Arbeitsleben teilgenommen. Im Vergleich zum 

Vorjahresmonat war dies ein Anstieg um 3,6 %. 

 

 

Mit 60 % nehmen nahezu zwei Drittel der Rehabilitanden Ende 2016 an 

„individuellen rehaspezifischen Maßnahmen“ teil und 22 % an „besonderen 

Maßnahmen der Ausbildungsförderung“. 

Die Vergleichszahlen des Vorjahres zeigen einen Anstieg insbesondere bei der 

„Einzelfallförderung“ (+ 8,3 %) sowie bei „individuellen rehaspezifischen Maß-

nahmen“ (+ 6,4 %), dagegen allerdings einen Rückgang insbesondere bei 

besonderen „Maßnahmen zur Weiterbildung“ (- 2,7 %). 

  

                                                      
32 Eindeutige Jahresdurchschnittswerte lagen zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses nicht vor. 

Datenquelle: Bundesagentur für Arbeit. Förderstatistik. Datenstand März 2017. 
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2.4 Unterstützte Beschäftigung 

Unter der „Unterstützten Beschäftigung“ ist eine individuelle betriebliche 

Qualifizierung, Einarbeitung sowie Berufsbegleitung für Menschen mit Behin-

derungen mit besonderem Unterstützungsbedarf in Betrieben des allgemeinen 

Arbeitsmarktes zu verstehen. 

Ziel der Unterstützten Beschäftigung ist ein sozialversicherungspflichtiges 

Arbeitsverhältnis.33 

Hierbei gilt der Grundsatz: „Erst platzieren, dann qualifizieren“. 

Der Beginn der Unterstützten Beschäftigung ist eine individuelle betriebliche 

Qualifizierung, für die als Kostenträger meist die Bundesagentur für Arbeit 

zuständig ist. Diese Qualifizierungsphase dauert in der Regel bis zu zwei Jahre. 

Ist ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis erreicht und 

wird eine weitergehende Unterstützung benötigt, kann eine Berufsbegleitung, 

beispielsweise durch einen Integrationsfachdienst, gefördert werden. Die Dauer 

dieser Leistung richtet sich nach den individuellen Bedürfnissen. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung (BAG UB) 

führte bereits zwischen 2009 und 2011 in ihren Mitgliederorganisationen, die 

Maßnahmen der Unterstützten Beschäftigung durchführten, eine Befragung 

durch.34 Seit 2012 werden diese Umfragen jährlich durchgeführt. 

Aktuell liegen Ergebnisse der Befragung der Teilnehmenden der Unterstützten 

Beschäftigung (UB) für das Jahr 2015 vor. Diese Befragung bezieht sich auf 

alle beauftragenden Leistungsträger (Agentur für Arbeit, Rentenversicherung, 

Unfallversicherung, Kriegsopferfürsorge/-versorgung, Integrationsamt).35 An 

der Befragung beteiligten sich 85 UB-Leistungserbringer aus allen Bundes-

ländern sowie insgesamt 1.211 UB-Teilnehmende. 

 

Zunächst wird ersichtlich, dass nach wie vor die Agentur für Arbeit der 

Hauptleistungsträger (Auftraggeber) für die Unterstützte Beschäftigung (UB) 

nach § 38a SGB IX ist, da die individuelle betriebliche Qualifizierung (InbeQ) als 

wesentliche Maßnahme im Zentrum der UB steht. 

  

                                                      
33 Bundesministerium für Arbeit und Soziales: Unterstützte Beschäftigung. Neue Chancen auf 

dem Arbeitsmarkt für Menschen mit Behinderungen mit besonderem Unterstützungsbedarf. 

Stand: Juli 2016. 

34 Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung (BAG UB) 2012: End-Auswertung 

(15.05.2012) Ergebnisse 1.–3. Mitgliederumfrage der BAG UB (2009–2011) zur Umsetzung der 

Maßnahme „Unterstützte Beschäftigung“ nach § 38a SGB IX. 

35 Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung (BAG UB) 2016: Ergebnisse der  

4. bundesweiten Umfrage der BAG UB zur Umsetzung der Maßnahme „Unterstützte 

Beschäftigung“ nach § 38a SGB IX für das Jahr 2015. 
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Zuständige Leistungsträger (Auftraggeber) für Unterstützte 

Beschäftigung nach § 38a SGB IX 

 

 

Quelle: BAG UB 2016: 2 

 

Im Kreis der Teilnehmenden der UB zeigt sich, dass 2015 wie auch in den 

Erhebungsjahren zuvor, der Anteil männlicher Teilnehmer spürbar (68 %) über 

dem der weiblichen Teilnehmerinnen (32 %) liegt. 

 

 

2015 ist über die Hälfte (57 %) der Teilnehmenden an Maßnahmen der UB 

zwischen 18 und 24 Jahre alt, 32 % sind 25 bis 40 Jahre alt.  

Die relativ hohe Anzahl der 25- bis 40-Jährigen wird u. U. dadurch erklärt, dass 

eine relativ große Gruppe „zuvor Arbeitsloser“ in die UB-Maßnahmen auf-

genommen wurde. 

An dieser grundsätzlichen Verteilung der Altersgruppen hat sich seit 2009 

jedoch nichts Grundlegendes geändert. 
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Der Personenkreis der Menschen mit Lern- beziehungsweise geistiger 

Behinderung macht 2015, wie auch zuvor, mit rund 60 % den größten Anteil 

unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus. Was jedoch aufgrund der 

allgemeinen Zielsetzung dieser Maßnahme („Mehr Menschen mit Behinderung 

sollen die Möglichkeit haben, außerhalb von WfbM zu arbeiten“) auch 

erwartungsgemäß ist.36 

 

 

 

Ersichtlich wird im zeitlichen Vergleich, dass der Anteil von Teilnehmerinnen und 

Teilnehmern mit psychischen Erkrankungen seit 2009 um 11 % gestiegen ist. 

2015 beträgt der Anteil der Teilnehmenden an der UB-Maßnahme bereits 25 %. 

 

                                                      
36 BAG UB 2016: 4. 
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Die Erhebungsergebnisse zeigen, dass mehr als die Hälfte der Teilnehmenden 

(59 %) an Maßnahmen der UB 2015 eine Sonderschule besucht haben. 20 % 

besuchten eine Hauptschule. Vergleichsweise gering ist dagegen der Anteil 

derjenigen, die ein Gymnasium besuchten (4 %). 

 

Wie in den Erhebungsjahren zuvor war auch 2015 die Hälfte der Maßnahme-

teilnehmenden (52 %) unmittelbar vor Eintritt in die UB arbeitslos. Mit Blick auf 

die Daten zur Dauer der vorangegangenen Arbeitslosigkeit wird ersichtlich, 

dass über die Hälfte (56 %) der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 7 Monate und 

länger vor Beginn der UB arbeitslos waren, 35 % sogar mehr als ein Jahr.37 

Der Anteil der Schulabgänger und Schulabgängerinnen, die unmittelbar in die 

UB eingetreten sind, betrug 2015 15 %. 

Der Anteil der Teilnehmenden, die vor Eintritt in die UB in einer Werkstatt für 

behinderte Menschen tätig war, war 2015 mit 0,3 % sehr gering und ist im 

Vergleich zum ermittelten Durchschnitt rückgängig. 

  

                                                      
37 BAG UB 2016: 7. 
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Unmittelbar letzte Berufs-/Schulstation der Teilnehmenden 

vor Eintritt in die Maßnahme UB 

 

 
Quelle: BAG UB 2016: 6 

 

Mit der bisher höchsten Quote konnten 2015 40 % der Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung vermittelt wer-

den. Zudem wurden 3,6 % der Teilnehmenden in eine Ausbildung und damit 

formal höhere Qualifikation vermittelt. Damit konnten 2015 insgesamt 42 % der 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt platziert 

werden.38 

  

                                                      
38 BAG UB 2016: 8. 
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Tätigkeitsbereiche der vermittelten Personen/Teilnehmenden 2015 

 

 
Quelle: BAG UB 2016: 13 

 

Zwei Drittel der Arbeitsverhältnisse waren 2015 befristet, bei der Hälfte handelte 

es sich um Vollzeitstellen. 

Überwiegend wurden die Teilnehmenden in Klein- und Mittelstandsunter-

nehmen (KMU) vermittelt. Der Anteil von Betrieben mit bis zu 19 Beschäftigten 

nimmt dabei im Vergleich zu den Vorjahren zu. 

Hinsichtlich der Tätigkeitsbereiche zeigt sich auch für 2015, dass ein vergleichs-

weise höherer Anteil der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der UB in den Bereichen 

Küche/Lebensmittelverarbeitung (15 %), Lager/Versand/Verpackung (11 %) sowie 

Verkauf/Einzelhandel (11 %) tätig ist.
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3 Werkstätten für Menschen  
mit Behinderung 

„Anspruch auf einen Werkstattplatz haben erwachsene Menschen, die wegen der 

Art oder Schwere ihrer Behinderung keine betriebliche Berufsausbildung und 

keine übliche Erwerbsarbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bekommen.“39 

2016 gehören der Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte 

Menschen (BAG: WfbM)40 680 Hauptwerkstätten an und damit 93 % aller 

Werkstätten in Deutschland. 

In den 2.759 Betriebsstätten sind 308.691 Werkstattbeschäftigte tätig: Mit 85 % 

(261.562) ist die Mehrzahl von ihnen im Arbeitsbereich, rund 10 % (30.062) im 

Berufsbildungsbereich, die verbleibenden 5 % (17.062) im nicht sozialver-

sicherten Förderbereich tätig.41 

Im Vergleich zu 2014 ist festzustellen, dass die Zahl der Hauptwerkstätten zwar 

von 5 Werkstätten auf 683 gesunken ist, im Vergleich zu 2006 ist die Zahl der 

Hauptwerkstätten jedoch um 34 Werkstätten (+ 5 %) gestiegen. 

 

 
  

                                                      
39 Als Personalmitarbeitende werden in diesem Bericht die arbeitsvertraglich eingestellten 

Gruppenleiter, Sozialdienste, Werkstattleiter usw. bezeichnet. Sie werden unterschieden von 

den Beschäftigten, die im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben in den Werkstätten 

„arbeitnehmerähnlich“ beschäftigt sind.  

40 Die Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen (BAG: WfbM) ist ein 

eingetragener, 1975 gegründeter gemeinnütziger Verein. Ihre Mitglieder sind Träger von 

Eingliederungseinrichtungen, insbesondere von Werkstätten, Förderstätten und 

Integrationsunternehmen.  

41 Stand der Daten 1.11.2016, Datenquelle: http://www.bagwfbm.de/ 
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2016 befanden sich 75 % der Hauptwerkstätten WfbM in den westlichen, 25 % 

in den östlichen Bundesländern sowie rund 3 % in Berlin. 

Die höchste Dichte mit 108 Hauptwerkstätten hatte 2016 Bayern, gefolgt von 

Nordrhein-Westfalen mit 102 Hauptwerkstätten.  

Das Saarland hatte 9, Bremen 4 und Hamburg 2 Hauptwerkstätten. 

3.1 Arbeitsplätze in WfbM 

2016 waren 308.691 Plätze in den Mitgliedswerkstätten der BAG: WfbM belegt: 

rund 95 % davon im Arbeitsbereich (inklusive Fördergruppen mit Sozial-

versicherung) und 5 % in den Förderstätten (nach § 136 Abs. 3 SGB IX). 

In 226 Integrationsprojekten waren 2016 zudem 2.422 Plätze belegt. 

 

 

Zwischen 2014 und 2016 stieg die Zahl belegter Plätze um 1,8 % (5.248 Plätze), 

im Vergleich zu 2006 sogar um 23,3 % (58.245 Plätze). 

 

Auch der demografische Wandel ist nunmehr in den WfbM angekommen: 2015 

stellte die Gruppe der 50- bis unter 60-Jährigen zum ersten Mal mit einem Anteil 

von 25,2 % die größte Altersklasse. Insgesamt waren 31,2 % der Werkstatt-

beschäftigten 50 Jahre und älter.42 

  

                                                      
42 BAGüS 2017: 32. 
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3.2 Wesentliche Behinderungsarten in WfbM  

 

 

Von den 2016 insgesamt 308.691 Menschen mit Behinderungen, die Plätze der 

WfbM belegt haben, war die deutliche Mehrheit von 76 % von geistiger 

Beeinträchtigung betroffen. 21 % der Menschen in den Werkstätten waren von 

psychischen und 3 % von körperlichen Beeinträchtigungen betroffen. 

Im Vergleich zu den Zahlen des Jahres 2006 zeigt sich zwar hinsichtlich der 

anteiligen prozentualen Verteilung der wesentlichen Behinderungsarten keine 

Veränderung. Analog zum Anstieg der belegten Plätze in WfbM ist auch in allen 

drei Behinderungsarten ein Zuwachs festzustellen. Sehr deutlich ist der Anstieg 

der Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen um 52,1 % (+ 21.910 

Personen). Die Zahl der Menschen mit geistigen Beeinträchtigungen stieg um 

17,4 % (+ 34.756 Personen), die der Menschen mit körperlichen Beein-

trächtigungen um 17,8 % (+ 1.579 Personen). 

  

76 %

3 %

21 %

Menschen mit Behinderungen in WfbM 2016
nach Behinderungsarten

Geistige
Beeinträchtigung

Körperliche
Beeinträchtigung

Psychische
Beeinträchtigung

Datenquelle: BAG: WfBbM
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3.3 Entwicklung der Arbeitsentgelte in Werkstätten 

 

Das durchschnittliche bundesdeutsche Arbeitsentgelt43 eines Werkstattbeschäftigten 

lag 201544 bei 181 €/p. Monat und damit nur geringfügig über jenem des Vor-

jahres. Im Vergleich zum durchschnittlichen monatlichen Arbeitsentgelt 2006 ist 

ein Zuwachs um 24,3 € festzustellen. 

In den letzten zehn Jahren wurde 2013 mit monatlich durchschnittlichen 

185,86 € bisher das höchste Arbeitsentgelt gezahlt.

                                                      
43 Das Durchschnittsentgelt ist aus der Gesamtsumme der SV-Pflicht unterliegenden tatsächlich 

erzielten Arbeitsentgelte errechnet. Das Arbeitsförderungsgeld unterliegt ebenfalls der  

SV-Pflicht, ist also (seit 2001) in der Gesamtsumme enthalten. Diese Statistik wird seit 1994 

jährlich erhoben aufgrund von § 4 Absatz 1 der Aufwendungserstattungs-Verordnung. In 

diesem Durchschnitt sind auch behinderte Menschen enthalten, die an Maßnahmen am 

Eingangsverfahren oder am Berufsbildungsbereich der Werkstätten teilnehmen. Das 

durchschnittliche Entgelt der behinderten Menschen im Arbeitsbereich liegt etwas höher. 

Quelle: BAG: WfbM. 

44 Bei Redaktionsschluss lagen noch keine Daten für das Berichtsjahr 2016 vor. 
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4 BGW-Daten  

Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) 

ist der gesetzliche Unfallversicherungsträger für die Einrichtungen in der 

Behindertenhilfe in Deutschland. In diesem Kapitel wird die Entwicklung der 

Arbeits- und Wegeunfälle sowie der Berufskrankheiten dargestellt. Eine 

vergleichbare Auswertung wurde bereits für den Zeitraum von 2006 bis 2010 

zusammengestellt. Im Folgenden werden die Versicherungsfälle, die der  

BGW im Zeitraum zwischen 2012 und 2016 gemeldet wurden, aufbereitet. Alle 

Begriffe, die im Zusammenhang mit der Unfall- und Berufskrankheitenstatistik 

erwähnt werden, sind im Glossar erläutert. 

Die Einrichtungen in der Behindertenhilfe lassen sich in vier Tätigkeitsbereiche 

untergliedern: 

1. Berufsförderungs- und Berufsbildungswerke 

2. Berufliche Bildungseinrichtungen 

3. Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojekte 

4. Werkstätten für Menschen mit Behinderung 
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4.1 Trends und Entwicklungen 2012–2016 

Tabelle 1: Tätigkeitsbereiche in Beruflicher Rehabilitation  

und Werkstätten mit den im Jahr 2016 gemeldeten 

Versicherungsverhältnissen, Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

 

Tätigkeitsbereiche Versicherungs-  

verhältnisse 

Arbeits- und 

Wegeunfälle 

Verdachts- 

anzeigen auf 

Berufskrankheiten 

Berufsförderungs- und  

Berufsbildungswerke 

14.400 583 15 

Berufliche 

Bildungseinrichtungen 

27.105 1.046 25 

Beschäftigungs- und 

Qualifizierungsprojekte 

72.192 2.683 64 

Werkstätten für Menschen 

mit Behinderung 

359.254 10.680 272 

GESAMT 472.952 14.992 376 

 

2016 wurden mit 76 % die meisten Versicherungsverhältnisse aus dem Bereich 

der Werkstätten für Menschen mit Behinderung (WfbM) gemeldet. Aus diesem 

Tätigkeitsbereich werden auch die meisten Arbeitsunfälle und die meisten 

Berufskrankheiten gemeldet (jeweils rund 70 %). In den übrigen Tätigkeits-

bereichen der Behindertenhilfe sind deutlich weniger Versicherungsverhältnisse 

angesiedelt (15 % in Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojekten, 6 % in 

beruflichen Bildungseinrichtungen und 3 % in Berufsförderungs- und Berufs-

bildungswerken); entsprechend geringer ist auch der Anteil an Unfällen und 

Berufskrankheiten, der aus diesen Bereichen gemeldet wurde.  
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4.2 Trends und Entwicklungen in WfbM 2012–2016  

Der nachfolgende Bericht konzentriert sich in der Betrachtung auf den 

Tätigkeitsbereich der WfbM und die dortige Entwicklung der Arbeitsunfälle und 

Berufskrankheiten im Zeitraum zwischen 2012 und 2016.  

Der Bereich der WfbM stellt insofern eine Besonderheit dar, da hier nicht nur 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne, sondern auch mit Assistenzbedarf 

unfallversichert sind. 

2016 waren 480 Unternehmen im Bereich der WfbM mit insgesamt 370.247 

Versicherungsverhältnissen bei der BGW gemeldet. Dies entsprach 357.589 

Arbeitnehmern. Gegenüber 2012 ist die Zahl der Unternehmen um 1,8 % 

zurückgegangen, die Zahl der Versicherungsverhältnisse hingegen ist um  

6,0 % gestiegen. 

 

 
Grafik: Entwicklung der Versicherungsverhältnisse und Unternehmen in WfbM. 
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Tabelle 2: Übersicht der wichtigsten Kennzahlen zu Arbeitsunfällen, 

Berufskrankheiten und Entschädigungsleistungen bei Beschäftigten  

mit und ohne Assistenzbedarf in WfbM in 2016 einschließlich der 

Veränderungen gegenüber 2015 und 2012 

 

 Anzahl Veränderungen 

zum Vorjahr 

(2015) in 

Prozent 

Veränderungen 

zu 2012 in 

Prozent 

Meldepflichtige Arbeitsunfälle 

Gesamt 7.923 - 1,5 % 5,3 % 

Beschäftigte ohne Assistenzbedarf 2.901 5,6 % 24,0 % 

Beschäftigte mit Assistenzbedarf 5.022 - 5,2 % - 3,2 % 

Meldepflichtige Wegeunfälle 

Gesamt 2.691 7,1 % 16,7 % 

Beschäftigte ohne Assistenzbedarf 947 11,0 % 28,1 % 

Beschäftigte mit Assistenzbedarf 1.744 5,1 % 11,4 % 

Verdachtsanzeigen auf eine Berufskrankheit 

Gesamt 272 - 10,2 % 8,8 % 

Beschäftigte ohne Assistenzbedarf 172 - 4,4 % 18,6 % 

Beschäftigte mit Assistenzbedarf 100 - 18,7 % - 4,8 % 

BK-Feststellungsverfahren 

Gesamt 267 - 11,3 % 0,4 % 

Beschäftigte ohne Assistenzbedarf 171 - 9,0 % 10,3 % 

Beschäftigte mit Assistenzbedarf 96 - 15,0 % - 13,5 % 

Leistungsfälle 

Gesamt 32.314 3,7 % 9,4 % 

Beschäftigte ohne Assistenzbedarf 12.485 6,3 % 17,5 % 

Beschäftigte mit Assistenzbedarf 19.829 2,2 % 4,8 % 

Entschädigungsleistungen (Euro) 

Gesamt 26.984.332 9,8 % 25,7 % 

Versicherungsverhältnisse 

Gesamt 370.247 0,1 % 6,0 % 
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4.3 Arbeits- und Wegeunfälle und Berufskrankheiten in WfbM 

In der nachfolgenden Tabelle ist die Entwicklung der Arbeits- und Wegeunfälle 

sowie der Berufskrankheiten in den WfbM zwischen 2012 und 2016 im Vergleich 

mit den Fallzahlen aus allen bei der BGW versicherten Unternehmen dargestellt.  

 

Tabelle 3: Meldepflichtige Arbeits- und Wegeunfälle und Anzeigen auf 

Verdacht einer Berufskrankheit (BK) in WfbM und in der BGW 2012–2016 

 

  Erfassungsjahr Veränderung in Prozent 

 2012 2013 2014 2015 2016 von 2012  

auf 2016 

von 2015  

auf 2016 

WfbM Arbeitsunfälle 7.598 7.749 8.019 8.081 7.971 4,9 - 1,4 

 Unfallquote1 31,7 31,3 31,3 30,9 30,2 - 4,7 - 2,3 

BGW Arbeitsunfälle 66.210 68.296 72.047 71.959 76.941 16,2 6,9 

 Unfallquote1 15,3 15,2 15,8 15,7 16,2 5,9 3,2 

WfbM Wegeunfälle 2.328 2.725 2.447 2.520 2.709 16,4 7,5 

 Unfallquote2 6,8 7,8 6,9 7,0 7,5 10,3 7,1 

BGW Wegeunfälle 28.465 30.611 29.209 30.239 32.531 14,3 7,6 

 Unfallquote2 4,3 4,6 4,2 4,3 4,5 4,7 4,7 

WfbM 
BK-Verdachts-

anzeigen 
252 252 245 303 272 7,9 - 10,2 

 BK-Quote1 1,1 1,0 1,0 1,2 1,0 - 9,1 - 16,7 

BGW 
BK-Verdachts-

anzeigen 
11.624 12.172 12.590 12.696 12.348 6,2 - 2,7 

 BK-Quote1 2,7 2,7 2,7 2,8 2,6 - 3,7 - 7,1 

1 Quote pro 1.000 Vollbeschäftigte. 2 Quote pro 1.000 Versicherungsverhältnisse. 

 

Die Zahl der meldepflichtigen Arbeitsunfälle hat in WfbM in den fünf Jahren – 

absolut betrachtet – um 4,9 % zugenommen. Der Anstieg entspricht der 

Zunahme bei den Beschäftigungsverhältnissen in WfbM (+ 6,0 %). Der Anstieg 

bei Arbeitsunfällen insgesamt in der BGW (gemittelt über alle Branchen) lag im 

selben Zeitraum 3-fach so hoch wie in WfbM (+ 16,2 % vs. + 4,9 %). Relativ 

betrachtet – bezogen auf 1.000 Vollbeschäftigte – ist die Unfallquote für Arbeits-

unfälle in WfbM von 2012 auf 2016 um 4,7 % zurückgegangen, während sie in 

der BGW im selben Zeitraum um 5,9 % angestiegen ist. 

Die Entwicklung bei Wegeunfällen ist in WfbM und der BGW in dem Fünf-

Jahres-Zeitraum vergleichbar (Zunahme um 16,4 % bzw. + 14,3 %). Relativ 

betrachtet ist die Unfallquote bei Wegeunfällen in dem Fünf-Jahres-Zeitraum 

allerdings in WfbM stärker angestiegen als in der BGW insgesamt (+ 10,3 vs. 

+ 4,7 %). Vermutlich ist dies auf witterungsbedingte Einflüsse zurückzuführen. 

Bei Verdachtsanzeigen auf eine Berufskrankheit (BK) findet sich in WfbM und 

bei der BGW insgesamt eine vergleichbare Zunahme in 2016 gegenüber 2012. 

Die jährliche BK-Quote ging in der BGW in diesem Zeitraum um 3,7 % zurück, 

bei WfbM war der Rückgang dagegen stärker (um 9,1 %). 
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4.3.1 Arbeitsunfälle 

Aus Werkstätten für Menschen mit Behinderungen wurden in 2016 insgesamt 

18.060 Arbeitsunfälle von Beschäftigten ohne und mit Assistenzbedarf bei der 

BGW gemeldet. Bei 44 % Beschäftigten ohne Assistenzbedarf handelte es sich 

um meldepflichtige Arbeitsunfälle, die eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als 3 

Tagen verursacht haben. Die meldepflichtigen Arbeitsunfälle bilden die Basis 

für die folgenden Auswertungen (n=7.923). 

Die Mehrzahl der Arbeitsunfälle stammt aus der Gruppe der Beschäftigten mit 

Assistenzbedarf (63 %). Im Zeitraum zwischen 2012 und 2016 haben die melde-

pflichtigen Arbeitsunfälle in der Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf um 

24 % zugenommen; in der Gruppe der Beschäftigten mit Assistenzbedarf zeigt sich 

dagegen kein vergleichbarer Trend in dem betrachteten Zeitraum. 
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Arbeitsunfälle werden nach dem Schweregrad der Verletzung differenziert in 

schwere, mittelschwere und Bagatellfälle. 2016 handelte es sich in der Gruppe 

der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf bei 8 % der Arbeitsunfälle um schwere, 

bei 19 % um mittelschwere Unfälle und bei 73 % um Bagatellunfälle. In der 

Gruppe der Beschäftigten mit Assistenzbedarf waren es im selben Jahr 10 % 

schwere, 15 % mittelschwere Arbeitsunfälle und 76 % Bagatellfälle. Für die 

folgende Darstellung werden ausschließlich Versicherte mit schweren oder 

mittelschweren Arbeitsunfällen berücksichtigt, die aufgrund des Unfalls an 

mindestens 3 Tagen arbeitsunfähig waren und deren Arbeitsunfähigkeit noch 

im Jahr der Meldung beendet war.  

 

Tabelle 4: Mittelschwere und schwere Arbeitsunfälle und Dauer  

der durchschnittlichen Arbeitsunfähigkeit (Ausfallzeit) bei  

Beschäftigten ohne und mit Assistenzbedarf (ohne/mit Ass.-bedarf)  

in WfbM, 2012–2016  

 

Ende der 

Arbeitsunfähigkeit 

Mittelschwere 

Arbeitsunfälle1 

Ausfallzeit  

in Tagen 

Schwere 

Arbeitsunfälle1 

Ausfallzeit  

in Tagen 

2012 Ohne Ass.-bedarf 397  23,9  167  67,2 

Mit Ass.-bedarf 787  21,7  481  62,8 

Gesamt 1.184  22,4  648  63,9 

2013 Ohne Ass.-bedarf 482  21,2  201  68,7 

Mit Ass.-bedarf 776  23,3  513  68,8 

Gesamt 1.258  22,5  714  68,8 

2014 Ohne Ass.-bedarf 501  21,1  227  87,9 

Mit Ass.-bedarf 769  20,6  503  70,8 

Gesamt 1.270  20,8  730  76,1 

2015 Ohne Ass.-bedarf 469  20,0  211  76,8 

Mit Ass.-bedarf 740  22,5  550  72,8 

Gesamt 1.209  21,5  761  73,9 

2016 Ohne Ass.-bedarf 556  23,1  234  65,4 

Mit Ass.-bedarf 732  22,8  483  74,8 

Gesamt 1.288  22,9  717  71,7 

1 Meldepflichtige Fälle mit abgeschlossener Arbeitsunfähigkeit ohne Bagatellfälle. 

 

Die Ausfallzeit nach mittelschweren Arbeitsunfällen unterschied sich nicht 

zwischen den beiden Gruppen; durchschnittlich lag sie in den betrachteten fünf 

Jahren zwischen 20,0 und 23,9 Tage. Die Dauer der Arbeitsunfähigkeit nach 

schweren Arbeitsunfällen lag in beiden Gruppen durchschnittlich um das 

Vierfache höher als nach mittelschweren Arbeitsunfällen. 
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4.3.2 Wegeunfälle 

2016 wurden von Beschäftigten ohne und mit Assistenzbedarf aus WfbM 

insgesamt 4.945 Wegeunfälle bei der BGW gemeldet. Bei 54 % handelte es 

sich um meldepflichtige Wegeunfälle, die eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als 

3 Tagen verursacht haben. Die meldepflichtigen Wegeunfälle bilden die Basis 

für die folgenden Auswertungen (n=2.691). Die Mehrzahl der Wegeunfälle 

(65 %) stammt aus der Gruppe der Beschäftigten mit Assistenzbedarf. In dieser 

Gruppe haben Wegeunfälle im Zeitraum zwischen 2012 und 2016 um + 11 % 

zugenommen; in der Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf dagegen 

um 28 %.  

 

 

Wegeunfälle werden nach dem Schweregrad der Verletzung differenziert in 

schwere, mittelschwere und Bagatellfälle. In der Gruppe der Beschäftigten 

ohne Assistenzbedarf handelte es sich in 2016 bei 13 % um schwere, bei 31 % 

um mittelschwere Unfälle und bei 56 % um Bagatellunfälle. In der Gruppe der 

Beschäftigten mit Assistenzbedarf waren es im selben Jahr 15 % schwere, 18 % 

mittelschwere Wegeunfälle und 67 % Bagatellfälle.  

Für die folgende Darstellung werden ausschließlich Versicherte mit schweren 

oder mittelschweren Wegeunfällen berücksichtigt, die aufgrund des Unfalls an 

mindestens 3 Tagen arbeitsunfähig waren und deren Arbeitsunfähigkeit noch 

im Jahr der Meldung beendet war. Die Ausfallzeit bei mittelschweren Wege-

unfällen lag in beiden Gruppen bei durchschnittlich 20 Tagen. Bei schweren 

Wegeunfällen lag die Dauer des Arbeitsausfalls in beiden Gruppen um das Vier- 

bis Fünffache höher als bei mittelschweren Wegeunfällen. Vereinzelte Peaks 

sind auf einzelne Versicherungsfälle mit sehr langer Arbeitsunfähigkeit zurück-

zuführen.  
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Tabelle 5: Mittelschwere und schwere Wegeunfälle und Dauer  

der durchschnittlichen Arbeitsunfähigkeit (Ausfallzeit bei  

Beschäftigten ohne und mit Assistenzbedarf (ohne/mit Ass.-bedarf)  

in WfbM 2012–2016 

 

Ende der 

Arbeitsunfähigkeit 

Mittelschwere 

Wegeunfälle1 

Ausfallzeit  

in Tagen 

Schwere 

Arbeitsunfälle1 

Ausfallzeit  

in Tagen 

2012 Ohne Ass.-bedarf  228  24,3  104  79,5 

Mit Ass.-bedarf  310  21,9  229  81,4 

Gesamt  538  22,9  333  80,8 

2013 Ohne Ass.-bedarf  243  17,4  100  99,2 

Mit Ass.-bedarf  338  21,5  295  72,3 

Gesamt  581  19,8  395  79,1 

2014 Ohne Ass.-bedarf  222  16,6  103  77,7 

Mit Ass.-bedarf  315  23,2  265  80,1 

Gesamt  537  20,5  368  79,4 

2015 Ohne Ass.-bedarf  254  18,9  116  95,3 

Mit Ass.-bedarf  295  22,0  246  79,2 

Gesamt  549  20,5  362  84,4 

2016 Ohne Ass.-bedarf  290  17,7  123  81,5 

Mit Ass.-bedarf  315  19,6  268  82,7 

Gesamt  605  18,7  391  82,4 

1 Meldepflichtige Fälle mit abgeschlossener Arbeitsunfähigkeit ohne Bagatellfälle. 
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4.4 Berufskrankheiten 

Insgesamt 272 Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit (BK) wurden aus 

WfbM in 2016 bei der BGW erfasst. Knapp zwei Drittel der Anzeigen stammte 

aus der Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf und etwa ein Drittel aus 

der Gruppe der Beschäftigten mit Assistenzbedarf. Dieses Verhältnis und auch 

die Zahl der jährlich gemeldeten Verdachtsanzeigen waren im betrachteten 

Zeitraum relativ unverändert. In 2015 gab es in beiden Gruppen gegenüber dem 

Vorjahr eine Zunahme (+ 18 % bei Beschäftigten ohne Assistenzbedarf; + 35 % 

bei Beschäftigten mit Assistenzbedarf).  

 

 

Bei Aufschlüsselung der Verdachtsanzeigen nach Krankheitsgruppen zeigt 

sich, dass Hautkrankheiten den größten Anteil der Verdachtsanzeigen 

ausmachen (74 %). Hierunter werden auch Versicherte mit Hautschutz-

maßnahmen nach § 3 BKV sowie Hautarztberichte gezählt. An zweiter Stelle 

stehen – wenn auch mit deutlich kleineren Fallzahlen – Erkrankungen aufgrund 

mechanischer Einwirkungen. In dieser Krankheitsgruppe findet sich in der 

Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf in den Jahren 2014 und 2016 

eine Verdopplung der Fallzahlen gegenüber den jeweiligen Vorjahren. Atem-

wegserkrankungen und Erkrankungen aufgrund von Lärmschwerhörigkeit 

folgen an dritter und vierter Position. Bei Erkrankungen aufgrund von Lärm-

schwerhörigkeit gab es in beiden Gruppen vereinzelte Peaks, deren Ursachen 

sich auf Basis der vorliegenden Daten jedoch nicht klären lassen. 
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Tabelle 6: Verdachtsanzeigen einer meldepflichtigen Berufskrankheit 

nach Krankheitsgruppen bei Beschäftigten ohne und mit 

Assistenzbedarf (ohne/mit Ass.-bedarf) in WfbM 2012–2016  

 

Krankheitsgruppe  Erfassungsjahr Gesamt 

2012– 

2016 

Prozent 

an 

Gesamt 
2012 2013 2014 2015 2016 

Chemische 

Einwirkungen durch 

Schwermetalle, 

aromatische Amine, 

Benzol 

Ohne Ass.-

bedarf 

3 0 0 0 2 

8 1 % Mit Ass.-

bedarf 

0 1 0 0 2 

Summe 3 1 0 0 4 

Mechanische 

Einwirkungen durch 

Tragen schwerer Lasten 

oder bei knienden 

Tätigkeiten  

Ohne Ass.-

bedarf 

12 15 29 16 37 

125 9 % Mit Ass.-

bedarf 

1 3 1 7 4 

Summe 13 18 30 23 41 

Lärmschwerhörigkeit  Ohne Ass.-

bedarf 

4 10 6 9 15 

87 7 % Mit Ass.-

bedarf 

8 12 6 5 12 

Summe 12 22 12 14 27 

Infektionskrankheiten Ohne Ass.-

bedarf 

5 2 7 6 0 

30 2 % Mit Ass.-

bedarf 

3 0 3 3 1 

Summe 8 2 10 9 1 

Anorganische Stäube 

(Asbest) und exogen- 

allergische Stoffe 

Ohne Ass.-

bedarf 

1 3 2 1 0 

11 1 % Mit Ass.-

bedarf 

1 1 1 1 0 

Summe 2 4 3 2 0 

Obstruktive 

Atemwegserkrankungen  

Ohne Ass.-

bedarf 

3 8 6 8 5 

55 4 % Mit Ass.-

bedarf 

7 2 3 11 2 

Summe 10 10 9 19 7 

Hautkrankheiten Ohne Ass.-

bedarf 

112 101 99 132 108 

963 74 % Mit Ass.-

bedarf 

83 84 76 91 77 

Summe 195 185 175 223 185 

Sonstige 

Berufskrankheiten 

Ohne Ass.-

bedarf 

5 6 4 8 5 

41 3 % Mit Ass.-

bedarf 

2 3 1 5 2 

Summe 7 9 5 13 7 

Gesamt Ohne Ass.-

bedarf 

145 145 153 180 172 

1.320 100 % Mit Ass.-

bedarf 

105 106 91 123 100 

Summe 250 251 248 303 272 
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4.4.1 Versicherungsrechtliche Entscheidungen  

über Berufskrankheiten 

Im Berichtsjahr 2016 wurde für 267 Versicherte aus WfbM eine versicherungs-

rechtliche Entscheidung getroffen. Der Verdacht auf das Vorliegen einer BK 

wurde in 69 % der Fälle bestätigt. Dabei entfielen 61 % der bestätigten BK- 

Verdachtsanzeigen auf die Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf 

und 39 % auf die Gruppe der Beschäftigten mit Assistenzbedarf. Bei 93 % der 

bestätigten BK-Fälle war zwar ein Zusammenhang zwischen beruflicher 

Exposition und Erkrankung gegeben und damit der BK-Verdacht bestätigt, 

allerdings waren die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen 

nicht erfüllt. In 31 % der Anzeigen hatte sich der der BK-Verdacht nicht bestätigt. 

 

Tabelle 7: Versicherungsrechtliche Entscheidungen über 

Berufskrankheiten (BK) bei Beschäftigten ohne oder mit  

Assistenzbedarf (ohne/mit Ass.-bedarf) in WfbM 2012–2016  

 

Jahr  Entschiedene 

Fälle 

BK-Verdacht bestätigt BK- 

Verdacht 

nicht 

bestätigt 

Anerkannte BK Versicherungs- 

rechtliche 

Voraussetzung 

nicht erfüllt 

Neue BK- 

Rente 

BK ohne 

Rente 

2012 Ohne Ass.-

bedarf 

155 0 7 103 45 

Mit Ass.-

bedarf 

111 0 6 67 38 

Gesamt 266 0 13 170 83 

2013 Ohne Ass.-

bedarf 

143 0 5 90 48 

Mit Ass.-

bedarf 

108 0 4 69 35 

Gesamt 251 0 9 159 83 

2014 Ohne Ass.-

bedarf 

167 3 6 98 60 

Mit Ass.-

bedarf 

91 0 6 66 19 

Summe 258 3 12 164 79 

2015 Ohne Ass.-

bedarf 

188 0 9 127 52 

Mit Ass.-

bedarf 

113 0 2 78 33 

Summe 301 0 11 205 85 

2016 Ohne Ass.-

bedarf 

171 3 9 101 58 

Mit Ass.-

bedarf 

96 0 1 71 24 

Summe 267 3 10 172 82 
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4.5 Unfallgeschehen 

In diesem Abschnitt wird auf das Unfallgeschehen im Berichtsjahr 2016 näher 

eingegangen. Die Auswertungen basieren auf einer Stichprobe von Ver-

sicherten, die in 2016 einen Arbeits- oder Wegeunfall an die BGW gemeldet 

haben. Diese Stichprobe wird zunächst hinsichtlich der Verteilung der Merk-

male Unfallart, Geschlecht und Alter beschrieben. Als Angaben zur Verletzung 

werden der verletzte Körperteil und die Art der Verletzung beschrieben.  

Die Stichprobe umfasst 10.614 Versicherte. Bei etwa drei Viertel der Unfälle 

handelt es sich um einen Arbeitsunfall, der sich bei der betrieblichen Tätigkeit 

ereignete. Ein Viertel ereignete sich auf dem Weg zwischen Wohnung und Ort 

der versicherten Tätigkeit (Wegeunfall).  

 

Tabelle 8: Unfälle1 nach Unfallart bei Beschäftigten ohne und mit 

Assistenzbedarf in WfbM 2016 

 

Unfallart Beschäftigte  

ohne 

Assistenzbedarf 

(n=3.848) 

Beschäftigte  

mit 

Assistenzbedarf 

(n=6.766) 

Gesamt 

(n=10.614) 

Arbeitsunfall* 75 % 74 % 75 % 

Wegeunfall** 25 % 26 % 25 % 

1 Meldepflichtige Arbeits- oder Wegeunfälle im Berichtsjahr.  

* Arbeitsunfall bei betreffender Tätigkeit, mit und ohne Beteiligung des Straßenverkehrs. 

** Wegeunfall, mit und ohne Beteiligung des Straßenverkehrs. 

 

Die Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf setzt sich jeweils zur Hälfte 

aus Frauen und Männern zusammen; in der Gruppe der Beschäftigten mit 

Assistenzbedarf lag der Anteil der Frauen etwas höher. 

 

Tabelle 9: Unfälle1 nach Geschlecht bei Beschäftigten ohne und mit 

Assistenzbedarf in WfbM 2016 

 

Geschlecht Beschäftigte  

ohne 

Assistenzbedarf 

(n=3.848) 

Beschäftigte  

mit 

Assistenzbedarf 

(n=6.766) 

Gesamt 

(n=10.614) 

Weiblich 51 % 60 % 57 % 

Männlich 48 % 39 % 43 % 

Unbekannt  <1 % <1 % <1 % 

1 Meldepflichtige Arbeits- oder Wegeunfälle im Berichtsjahr.  
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Bei der Altersstruktur zeigen sich keine Unterschiede zwischen den beiden 

Gruppen. Zum Zeitpunkt des Unfalls waren 30 % der Verunfallten jünger als  

30 Jahre, 44 % zwischen 30 und 50 Jahre und 26 % älter als 50 Jahre. 

 

Tabelle 10: Unfälle1 nach Altersgruppen bei Beschäftigten ohne und mit 

Assistenzbedarf in WfbM 2016 

 

Altersklassen 

(in Jahren) 

Beschäftigte  

ohne 

Assistenzbedarf 

(n=3.848) 

Beschäftigte  

mit 

Assistenzbedarf 

(n=6.766) 

Gesamt 

(n=10.614) 

Bis 20 7 % 4 % 5 % 

21 bis 30 24 % 26 % 25 % 

31 bis 40  20 % 23 % 22 % 

41 bis 50 23 % 21 % 22 % 

51 bis 60 22 % 22 % 22 % 

Über 60 4 % 4 % 4 % 

Unbekannt  <1 % <1 % <1 % 

1 Meldepflichtige Arbeits- oder Wegeunfälle im Berichtsjahr.  

4.6 Unfalldiagnose (Ort und Art der Verletzung) 

Im Rahmen der Unfallstatistik werden im Zusammenhang mit Arbeitsunfällen 

jeweils der Ort und die Art der Verletzung dokumentiert. Die Angaben beziehen 

sich jeweils auf den am schwersten verletzten Körperteil. In beiden Gruppen 

kam es in 2016 am häufigsten zu Verletzungen an Händen, Fußknöcheln und 

Kniegelenken bzw. Unterschenkeln (zusammen 62 %). In der Gruppe der 

Beschäftigten ohne Assistenzbedarf war es häufiger zu Verletzungen im 

Bereich des Halses und der Wirbelsäule gekommen als in der Gruppe der 

Beschäftigten mit Assistenzbedarf (10 % vs. 4 %). Verletzungen am Kopf waren 

dagegen bei Beschäftigten mit Assistenzbedarf häufiger als bei Beschäftigten 

ohne Assistenzbedarf (10 % vs. 6 %).  
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Tabelle 11: Arbeitsunfälle1 nach verletztem Körperteil bei Beschäftigten 

ohne und mit Assistenzbedarf in WfbM 2016 

 

Verletzter Körperteil Beschäftigte  

ohne Assistenzbedarf 

(n=3.848) 

Beschäftigte  

mit Assistenzbedarf 

(n=6.766) 

Gesamt 

(n=10.614) 

Gesamter Mensch 1 % <1 % <1 % 

Kopf  6 % 10 % 9 % 

Hals, Wirbelsäule 10 % 4 % 6 % 

Rumpf (Brustkorb, Rücken)  4 % 3 % 3 % 

Bauch, Bauchorgane, Becken  1 % 1 % 1 % 

Schulter, Oberarm, 

Ellenbogen  

7 % 7 % 7 % 

Unterarm, Handgelenk  8 % 8 % 8 % 

Hand  26 % 28 % 27 % 

Hüfte, Oberschenkel, 

Kniescheibe 

3 % 4 % 4 % 

Kniegelenk, Unterschenkel  14 % 15 % 15 % 

Knöchel, Fuß 19 % 20 % 20 % 

1 Meldepflichtige Arbeits- oder Wegeunfälle. 

 

Bei den meisten Unfällen in WfbM handelt es sich um Prellungen. An zweiter 

Stelle stehen Unfälle im Zusammenhang mit einer Zerreißung, wobei es sich am 

häufigsten um oberflächliche Verletzungen der Haut handelte. Zerrungen oder 

Verstauchungen folgen an dritter Stelle. Schwere Verletzungen, wie der teilweise 

oder vollständige Abriss von Bändern oder das Eindringen von Fremdkörpern in 

tiefere Körperpartien, waren in beiden Gruppen selten (unter 5 %). 
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Tabelle 12: Unfälle1 nach Art der Verletzung in WfbM 2016 

 

Art der Verletzung Beschäftigte  

ohne Assistenzbedarf 

(n=3.848) 

Beschäftigte  

mit Assistenzbedarf 

(n=6.766) 

Gesamt 

(n=10.614) 

Prellungen 30 % 33 % 32 % 

Quetschungen  2 % 2 % 2 % 

Zerrung, (Ver-)Stauchung  26 % 20 % 22 % 

Luxation (Ausrenkung)  1 % <1 % <1 % 

Zerreißung  

davon 

24 % 26 % 25 % 

Oberflächenverletzung (Haut)  18 % 21 % 20 % 

Teilweise Zerreißung (u. a. Bänder) 1 % 1 % 1 % 

Vollständige Zerreißung (Abriss)  3 % 2 % 2 % 

Eindringen von Fremdkörpern  1 % 1 % 1 % 

Geschlossene Fraktur  11 % 15 % 14 % 

Offene Fraktur  <1 % <1 % <1 % 

Sonstige Einwirkungen  

(u. a. Verbrennung, Schock)  

5 % 2 % 3 % 

1 Meldepflichtige Arbeits- oder Wegeunfälle im Berichtsjahr. 

4.7 Unfallhergang 

Zur Auswertung des Unfallhergangs wird wegen der großen Anzahl der zu 

verschlüsselnden Merkmale nur eine kleine Stichprobe aus den Unfallmeldungen 

berücksichtigt. Aus dem Gesamt der meldepflichtigen Unfälle eines Berichtsjahrs 

werden 7 % der Fälle nach bestimmten Kriterien für die Auswertung des Unfall-

hergangs ausgewählt. Anhand dieser 7-%-Stichprobe wird nachfolgend das 

Unfallgeschehen in WfbM für das Berichtsjahr 2016 beschrieben. Als Datenbasis 

werden die tatsächlichen Fallzahlen anstelle einer Hochrechnung verwendet. 

Im Berichtsjahr 2016 bestand die 7-%-Stichprobe aus insgesamt 755 Ver-

sicherten (281 Beschäftigte ohne Assistenzbedarf und 474 Beschäftigte mit 

Assistenzbedarf). Beim Geschlecht und Alter unterschieden sich die beiden 

Gruppen nicht. 44 % der Versicherten waren Frauen. Zum Zeitpunkt des Unfalls 

waren 32 % unter 30 Jahre, 44 % zwischen 30 und 40 Jahre und 24 % älter als 

50 Jahre. Bei den Unfällen handelte es sich in 74 % um Arbeitsunfälle und in 

26 % um Wegeunfälle. In den folgenden Tabellen wird auf die Unterscheidung 

nach Arbeits- und Wegeunfällen verzichtet.  

Der Unfallhergang wird anhand von sechs Merkmalen beschrieben: 

 Arbeitsplatz 

 Arbeitsumgebung 

 Spezifische Tätigkeit 

 Abweichung 

 Gegenstand der Abweichung 

 Kontakt 
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4.7.1 Arbeitsplatz und Arbeitsumgebung 

Die Mehrheit der Unfälle ereignete sich in beiden Gruppen am Arbeitsplatz oder 

innerhalb der gewöhnlichen örtlichen Einheit des Arbeitsortes (65 % bzw. 

69 %). Entsprechend dieser Verteilung handelt es sich bei etwa zwei Dritteln 

der Arbeitsplätze um ortsgebundene mit einer festen örtlichen Abgrenzung. Am 

häufigsten waren dies Arbeitsplätze im industriellen Bereich (zum Beispiel in 

Werkstätten), wo sich in der Gruppe der Beschäftigten mit Assistenzbedarf 

mehr als 50 % der Unfälle ereigneten. Unfälle auf öffentlichen Straßen oder 

Plätzen standen an zweiter Stelle. In Einrichtungen des Gesundheitswesens 

ereigneten sich in der Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf 14 % der 

Unfälle. Rund 10 % der Unfälle in beiden Gruppen ereigneten sich in 

Büroräumen. 

 

Tabelle 13: Unfälle nach der Arbeitsumgebung bei Beschäftigten  

ohne und mit Assistenzbedarf (ohne/mit Ass.-bedarf) in WfbM –  

7-%-Stichprobe, 2016 

 

Arbeitsumgebung Beschäftigte  

ohne Ass.-bedarf 

(n=281) 

Beschäftigte  

mit Ass.-bedarf  

(n=474) 

Gesamt 

(n=755) 

Industrieller Bereich (Werkstatt), 

Landwirtschaft, Baustelle  

44 % 54 % 50 % 

Dienstleistungsbereich, Büro  10 % 10 % 10 % 

Einrichtung des Gesundheitswesens  14 % 4 % 8 % 

Öffentlicher Bereich (Straße, Plätze)  28 % 27 % 28 % 

Sonstige (Wohnung, Sportstätte) 4 % 5 % 4 % 

4.7.2 Spezifische Tätigkeit 

Dieses Merkmal beschreibt die Tätigkeit, die der Verletzte zum Zeitpunkt des 

Unfalls ausübte. Fast die Hälfte der Unfälle (49 %) ereignete sich aus der 

Bewegung heraus. Im Wesentlichen handelte es sich dabei um Unfälle, bei 

denen der Verletzte in Bewegung war, wie etwa beim Gehen, Hinauf- oder 

Hinabsteigen (49 % in der Gruppe der Beschäftigten mit Assistenzbedarf und 

36 % in der Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf). Bei 15 % der 

Unfälle war ein Handwerkzeug beteiligt. Ähnlich häufig führte die manuelle 

Handhabung von Gegenständen zu einem Schadensereignis. Hier sind es vor 

allem Tätigkeiten vor Ort, wie das Ergreifen oder Halten eines Gegenstandes. 

In der Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf waren Steuern eines 

Pkw oder Führen eines nicht kraftgetriebenen Transportmittels an 17 % der 

Unfälle beteiligt. 
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Tabelle 14: Unfälle nach spezifischer Tätigkeit bei Beschäftigten ohne 

und mit Assistenzbedarf in WfbM – 7-%-Stichprobe, 2016 

 

Spezifische Tätigkeit Beschäftigte  

ohne  

Ass.-bedarf  

(n=281) 

Beschäftigte mit  

Ass.-bedarf 

(n=474) 

Gesamt 

(n=755) 

Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent 

Bedienung einer Maschine  3 1 % 7 1 % 10 1 % 

Arbeiten mit Handwerkzeugen  

darunter: 

41 15 % 74 16 % 115 15 % 

Arbeiten mit manuellen (nicht 

kraftgetriebenen) Handwerkzeugen  

28 10 % 54 11 % 82 11 % 

Arbeiten mit motorisierten 

(kraftgetriebenen) Handwerkzeugen  

8 3 % 16 3 % 24 3 % 

Führen, Mitfahren  

(Transport-, Fördermittel)  

darunter: 

49 17 % 39 8 % 88 12 % 

Steuern eines Kraftfahrzeugs  21 7 % 7 1 % 28 4 % 

Steuern eines nicht kraftgetriebenen 

Fahrzeugs/Transportmittels  

22 8 % 21 4 % 43 6 % 

Manuelle Handhabung  

darunter: 

45 16 % 63 13 % 108 14 % 

Etwas in die Hand nehmen, 

ergreifen, halten  

27 10 % 54 11 % 81 11 % 

Binden, auf-/zumachen/  

-schrauben/-drehen 

2 <1 % 1 <1 % 3 <1 % 

Befestigen auf, aufhängen, 

hochheben 

3 1 % 0 0 3 <1 % 

Transport von Hand  

darunter: 

12 4 % 18 4 % 30 4 % 

Transport eines Gegenstandes 

(vertikal) 

4 1 % 4 <1 % 8 1 % 

Transport eines Gegenstandes 

(horizontal) 

4 1 % 5 1 % 9 1 % 

Transport (Tragen einer Last  

durch eine Person)  

3 1 % 8 2 % 11 1 % 

Bewegung  

darunter: 

117 42 % 254 54 % 371 49 % 

Gehen, laufen, hinauf-, hinabsteigen  102 36 % 230 49 % 332 44 % 

Hinein-, herausgehen  1 <1 % 6 1 % 7 <1 % 

Springen, losstürzen 5 2 % 1 <1 % 6 <1 % 

Aufstehen, sich hinsetzen  3 1 % 9 2 % 12 2 % 

Bewegung auf der Stelle  

(sich an-, ausziehen)  

1 <1 % 1 <1 % 2 <1 % 

Anwesenheit  13 5 % 18 4 % 31 4 % 

Sonstige (ohne nähere Angaben)  1 <1 % 1 <1 % 2 <1 % 
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4.7.3 Abweichung 

Die dem Unfall vorausgehenden Umstände sind ein weiteres Merkmal zur 

Beschreibung des Unfallhergangs. Diese können durch verschiedene 

Abweichungen vom normalen Bewegungsablauf ausgelöst werden. In der 

Mehrzahl der Unfälle steht das Unfallereignis mit einer aktiven Beteiligung des 

Unfallopfers in Verbindung. Entweder kann das Unfallereignis durch den 

Verlust der Kontrolle über eine aktiv gesteuerte Aktion ausgelöst werden (in 

beiden Gruppen über 50 %) oder aber durch eine Körperbewegung, die mit 

mehr oder weniger körperlicher Anstrengung zu einer inneren oder äußeren 

Verletzung geführt hat (37 %).  

Umstände, die ohne körperliche Anstrengung zu einer äußeren Verletzung führten, 

wie z. B. beim Treten auf einen Gegenstand oder durch eine unkoordinierte 

Bewegung, waren an 23 % der Unfälle beteiligt. Bewegungen, die in Kombination 

mit körperlichen Belastungen zu einer inneren Verletzung führten, wie z. B. Heben, 

Schieben oder Ziehen von Lasten, waren an 14 % der Unfällen beteiligt. Ein 

Materialschaden, in Form von übergelaufenen Flüssigkeiten, Brechen oder Reißen 

von Gegenständen, war nur selten am Unfallgeschehen in WfbM beteiligt. 

Rund 3 % der Unfälle wurden durch schreckhafte oder traumatische Situationen 

ausgelöst. Bei Beschäftigten mit Assistenzbedarf gingen 12 von 14 Unfällen auf 

eine Bedrohung oder einen körperlichen Angriff durch eine andere Person 

zurück; vergleichbare Situationen waren bei Beschäftigten ohne Assistenz-

bedarf in 6 von 11 Fällen vorgekommen. Bei gesonderter Betrachtung der 

Unfälle, die auf Übergriffe durch Menschen zurückgingen, zeigt sich, dass in 

den fünf Jahren in beiden Gruppen rund 85 % dieser Unfälle durch Schläge, 

Tritte oder Bisse verursacht wurden.  

  



  

 66 4 BGW-Daten 

Tabelle 15: Unfälle nach der Abweichung bei Beschäftigten ohne und mit 

Assistenzbedarf in WfbM – 7-%-Stichprobe, 2016 

 

Abweichung vom 

normalen Ablauf,  

was zum Unfall führte,  

durch … 

Beschäftigte  

ohne Ass.-bedarf 

(n=281) 

Beschäftigte 

mit Ass.-bedarf 

(n=474) 

Gesamt 

(n=755) 

Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent 

Materialschaden  

(Überlaufen, Umkippen von 

festen, flüssigen oder staub- 

förmigen Stoffen, Brechen 

oder Reißen) 

23 8 % 16 3 % 39 5 % 

Verlust der Kontrolle  

darunter: 

146 52 % 261 55 % 407 54 % 

über Maschine, Werkzeug, 

Transportmittel 

73 26 % 100 21 % 173 23 % 

über eigenen Körper 

(Absturz, Stolpern)  

64 23 % 157 33 % 221 29 % 

Körperbewegung  

darunter: 

101 36 % 182 38 % 283 37 % 

ohne körperliche Belastung, 

aber mit äußerer  

Verletzung (Hinknien,  

auf Gegenstand treten, 

unkoordinierte Bewegung)  

60 21 % 115 24 % 175 23 % 

mit körperlicher 

Anstrengung und innerer 

Verletzung (beim Heben, 

Tragen, Schieben, Ziehen)  

41 15 % 67 14 % 108 14 % 

Schreck, Bedrohung, 

Angriff, Gewalt  

11 4 % 14 3 % 25 3 % 

Sonstige  

(ohne nähere Angaben) 

0 0 1 <1 % 1 <1 % 
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4.7.4 Gegenstand der Abweichung 

Präzisiert wird die Abweichung durch den Gegenstand, der am Unfall-

geschehen beteiligt ist. Teile von Arbeitsbereichen, die aufgrund ihrer 

räumlichen Gegebenheiten Einfluss auf das Unfallgeschehen nehmen, waren 

in durchschnittlich 42 % aller Unfälle beteiligt. Auslöser für die meisten Unfälle 

dieser Art war die Bodenbeschaffenheit (38 % aller Unfälle bei Beschäftigten 

ohne Assistenzbedarf und 32 % bei Beschäftigten mit Assistenzbedarf). 

Treppenstufen oder Türen waren an 6 bis 7 % der Unfälle beteiligt.  

Fahrzeuge und Fahrräder waren bei Beschäftigten ohne Assistenzbedarf an 

17 % der Unfälle und bei Beschäftigten mit Assistenzbedarf an 11 % der Unfälle 

beteiligt. Maschinen und handbetriebene Werkzeuge wie Hammer und 

Schraubenzieher waren zusammen an 14 % der Unfälle beteiligt. Durch 

Haushaltsgestände oder Büroeinrichtungen war es in 10 % der Fälle zu 

Verletzungen gekommen. In insgesamt 9 % der Unfälle sind der Mensch selbst, 

andere Menschen oder Angriffe durch Tiere am Unfallgeschehen beteiligt. Bei 

Beschäftigten ohne Assistenzbedarf waren 17 von 26 Unfällen durch Menschen 

verursacht und bei Beschäftigten mit Assistenzbedarf 35 von 39 Unfällen.  

 

Tabelle 16: Unfälle nach dem Gegenstand der Abweichung bei 

Beschäftigten ohne und mit Assistenzbedarf in WfbM –  

7-%-Stichprobe, 2016 

 

Gegenstand der Abweichung Beschäftigte  

ohne Ass.-bedarf 

(n=281) 

Beschäftigte mit 

Ass.-bedarf 

(n=474) 

Gesamt 

(n=755) 

Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent 

Bauliche Einrichtungen 

darunter: 

110 39 % 208 44 % 318 42 % 

Bodenoberflächen (Fußboden) 90 32 % 181 38 % 271 36 % 

Treppen, Leitern, Türen, Fenster, 

Leitern, Gerüste 

20 7 % 27 6 % 47 6 % 

Förder-, Transport- und 

Lagereinrichtungen 

8 3 % 21 4 % 29 4 % 

Maschinen/kraftgetriebene 

Werkzeuge 

19 7 % 32 7 % 51 7 % 

Bestandteile von Maschinen, 

Erzeugnisse, Materialien, 

Gegenstände 

16 6 % 19 4 % 35 5 % 

Handgeführte, nicht 

kraftgetriebene Werkzeuge 

(Messer, Hammer, Schraubenzieher) 

18 6 % 45 9 % 63 8 % 

Fahrzeug (Pkw, Bus, Fahrrad) 47 17 % 52 11 % 99 13 % 

Menschen, Tiere 26 9 % 39 8 % 65 9 % 

Büroeinrichtungen, Möbel, 

Haushaltsgeräte 

28 10 % 48 10 % 76 10 % 

Weitere Gegenstände (gefährliche 

Substanzen, Abfälle, Feuer) 

9 3 % 10 2 % 19 3 % 
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4.7.5 Kontakt 

Mit dem Merkmal Kontakt wird beschrieben, auf welche Art und Weise das 

Opfer vom verletzenden Gegenstand (physisch oder psychisch) geschädigt 

wurde. Dokumentiert wird hierbei nur derjenige Kontakt, der zur schwer-

wiegendsten Verletzung führte. Systematisch lassen sich vier Gruppen von 

Verletzungen unterscheiden durch: 

 nicht mechanische Einflüsse 

 mechanische Einflüsse 

 Überlastung des Körpers, der Sinne oder psychische Überlastung 

 Übergriffe von Menschen oder Tieren 

 

Fast drei Viertel aller Unfälle von Beschäftigten ohne und mit Assistenzbedarf 

in WfbM war auf mechanische Einwirkung von außen zurückzuführen. Die 

Entstehung des Unfalls kann sich hierbei aus der Bewegung des Verletzten 

selbst oder aber durch eine Einwirkung von außen entwickeln. Zur ersten 

Gruppe gehören Stolperunfälle, vor allem auf vertikaler Ebene (21 % aller 

Unfälle von Beschäftigten ohne Assistenzbedarf und 30 % aller Unfälle von 

Beschäftigten mit Assistenzbedarf) und zum geringeren Anteil durch das 

Aufprallen gegen einen Gegenstand auf horizontaler Ebene (5 %). Auf eine 

mechanische Einwirkung sind auch die Unfälle zurückzuführen, bei denen 

der/die Beschäftigte von einem sich bewegenden Gegenstand getroffen wurde 

(17 % bei Beschäftigten ohne Assistenzbedarf und 11 % bei Beschäftigten mit 

Assistenzbedarf) oder sich an einem spitzen oder scharfen Gegenstand 

verletzte (21 %).  

Bei Arbeitsunfällen, die durch einen scharfen oder spitzen Gegenstand 

verursacht wurden und bei der Bedienung von Maschinen oder bei der 

Verwendung von Werkzeugen passiert sind, waren die Hände am häufigsten 

betroffen (84,5 % bei Beschäftigten ohne Assistenzbedarf und 90 % bei 

Beschäftigten mit Assistenzbedarf, bezogen auf alle Unfälle in den 5 Jahren). 

Ein Drittel der Unfälle war auf eine akute körperliche Überlastung des 

Bewegungsapparates zurückzuführen. Bei der Mehrzahl dieser Unfälle handelt 

es sich um eine extreme Bewegung, die zu einer Schädigung an Muskeln oder 

Gelenken geführt hat (20 %). Typischerweise handelt es sich hierbei vor allem 

um ungeschickte Bewegungsabläufe beim Gehen oder Laufen. Unfälle durch 

akute körperliche Überlastung waren am häufigsten mit Zerrungen verbunden 

(53 % der Unfälle bei Beschäftigten ohne Assistenzbedarf und 44 % der Unfälle 

bei Beschäftigten mit Assistenzbedarf) oder Prellungen (bei Beschäftigten ohne 

Assistenzbedarf 21 %, bei Beschäftigten mit Assistenzbedarf 25 %). Insgesamt 

entfallen 50 % dieser Merkmalsausprägungen auf den Knöchel-/Fußbereich 

(45 % bei Beschäftigten ohne Assistenzbedarf und 50 % bei Beschäftigten mit 

Assistenzbedarf).  
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Tabelle 17: Unfälle nach Kontakt bei Beschäftigten ohne und mit 

Assistenzbedarf in WfbM – 7-%-Stichprobe im Jahr 2016 

 

Kontakt Beschäftigte ohne 

Ass.-bedarf  

(n=281) 

Beschäftigte mit 

Ass.-bedarf 

(n=474) 

Gesamt 

(n=755) 

Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent 

Nicht mechanische Einflüsse  

von außen 

7 2 % 14 3 % 21 3 % 

Mechanische Einflüsse 

darunter: 

204 73 % 344 73 % 548 73 % 

Vertikale Bewegung  

(hinabfallen, abstürzen)  

59 21 % 142 30 % 201 % 27 % 

Horizontale Bewegung  

(gegen etwas prallen)  

20 7 % 15 3 % 35 % 5 % 

Getroffen werden von einem sich 

bewegenden Gegenstand  

49 17 % 50 11 % 99 % 13 % 

Kontakt mit scharfem, spitzem  

oder rauem Gegenstand  

53 19 % 102 22 % 155 % 21 % 

Eingeklemmt, (ein)gequetscht, 

begraben, verschüttet 

13 5 % 20 4 % 33 4 % 

Akute körperliche und  

seelische Überlastung 

darunter: 

55 20 % 102 22 % 157 21 % 

Körperliche Überlastung des 

Bewegungsapparates  

53 19 % 99 21 % 152 20 % 

Übergriffe/Angriffe durch 

Tiere/Menschen  

(Schlag, Tritt, Stoß, Biss) 

14 5 % 14 3 % 28 4 % 

Sonstige  1 <1 % 0 0 1 <1 % 
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4.7.6 Tödliche Unfälle 

Zwischen 2012 und 2016 waren in WfbM 36 Unfälle mit Todesfolge zu 

verzeichnen. In 4 Fällen waren Beschäftigte ohne Assistenzbedarf und in 32 

Fällen Beschäftigte mit Assistenzbedarf betroffen.  

 

Tabelle 18: Unfälle mit Todesfolge bei Beschäftigten ohne und mit 

Assistenzbedarf in WfbM nach Unfallart, 2012–2016 

 

Jahr 
 

Anzahl 

Gesamt 

Arbeitsunfall Wegeunfall Gesamt 

Kein  

StVU* 

Im  

StV** 

Kein  

StVU* 

Im 

StV** 

2012 Ohne Ass.-bedarf 2 2 0 0 0 
17 

Mit Ass.-bedarf 15 14 0 1 0 

2013 Ohne Ass.-bedarf 0 0 0 0 0 
4 

Mit Ass.-bedarf 4 0 1 0 3 

2014 Ohne Ass.-bedarf 0 0 0 0 0 
5 

Mit Ass.-bedarf 5 2 2 1 0 

2015 Ohne Ass.-bedarf 1 0 0 0 1 
3 

Mit Ass.-bedarf 2 1 0 1 0 

2016 Ohne Ass.-bedarf 1 0 0 0 1 
7 

Mit Ass.-bedarf 6 2 0 2 2 

Gesamt Ohne Ass.-bedarf 4 2 0 0 2 
36 

Mit Ass.-bedarf 32 19 3 5 5 

* Straßenverkehrsunfall; ** Straßenverkehr 

 

Es lassen sich zwei Kategorien von Unfällen voneinander unterscheiden: Zum 

einen sind dies Unfälle ohne Beteiligung des Straßenverkehrs. In diese Kate-

gorie fielen in dem Fünf-Jahres-Zeitraum 26 Unfälle mit tödlichen Folgen:  

21 Arbeitsunfälle bei der betrieblichen Tätigkeit und 5 Wegeunfälle.  

14 Beschäftigte mit Assistenzbedarf verunglückten tödlich bei der Arbeit bei 

einem Brand. Bei der zweiten Kategorie handelt es sich um Unfälle mit 

Beteiligung des Straßenverkehrs. In die Kategorie tödlicher Straßen-

verkehrsunfall fielen 10 Fälle. Dabei handelte es sich in 7 Fällen um 

Wegeunfälle und in 3 Fällen um einen Verkehrsunfall, der sich auf dem 

Dienstweg ereignete.  
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4.8 Leistungsausgaben 

In diesem Abschnitt werden summarisch alle Ausgaben dargestellt, die bei der 

BGW zwischen 2012 und 2016 für Entschädigungsleistungen in WfbM angefallen 

sind. In 2016 handelte es sich um 32.314 Beschäftigte, die Entschädigungs-

leistungen erhalten haben. Davon waren 39 % Beschäftigte ohne Assistenz-

bedarf und 61 % Beschäftigte mit Assistenzbedarf.  

Für die 32.314 Versicherungsfälle beliefen sich die Gesamtausgaben in 2016 

auf knapp 27,0 Millionen Euro; das waren 9,8 % mehr gegenüber dem Vorjahr 

und 25,7 % mehr als in 2012. Von den 27 Millionen Euro entfielen knapp 20 

Millionen Euro auf Leistungen für medizinische Heilbehandlung, 6,7 Millionen 

auf Renten, Beihilfen und andere Abfindungen und knapp 300.000 Euro auf 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.  

Für die Gruppe der Beschäftigten ohne Assistenzbedarf beliefen sich die 

Ausgaben für 2016 auf 11,6 Millionen Euro. Im Vergleich zum Vorjahr war das 

eine Steigerung um 20,1 % und im Vergleich zu 2012 um 29,0 %.  

 

Tabelle 19: Leistungsfälle und Leistungsausgaben1 nach verschiedenen 

Kostenarten für Beschäftigte ohne Assistenzbedarf in WfbM, 2012–2016 

 

Jahr Leistungsausgaben (in 1.000 Euro) 

Leistungs- 

fälle 

gesamt* 

Gesamtkosten Heilbehandlung 

inkl. 

medizinischer 

Rehabilitation 

Teilhabe am 

Arbeitsleben** 

Renten, Beihilfen 

Anzahl Euro Prozent Euro Prozent 

an 

Gesamt 

Euro Prozent 

an 

Gesamt 

Euro Prozent 

an 

Gesamt 

2012 10.627 9.024 € 100 % 5.260 € 58 % 204 2 % 3.455 38 % 

2013 11.062 9.275 € 100 % 5.402 € 58 % 115 1 % 3.659 39 % 

2014 11.694 10.680 € 100 % 6.818 € 64 % 124 1 % 3.620 34 % 

2015 11.742 9.689 € 100 % 5.830 € 60 % 104 1 % 3.627 37 % 

2016 12.485 11.637 € 100 % 7.575 € 65 % 102 1 % 3.822 33 % 

1 Differenzen an Gesamtkosten sind durch Feststellungskosten bedingt. 

* Alle Leistungsfälle (Arbeits- und Wegeunfälle sowie Berufskrankheiten), die in dem jeweiligen 

Jahr Kosten verursacht haben. 

** Ausgabeschwankungen sind durch Einzelfälle bedingt. 

 

Für die Gruppe der Beschäftigten mit Assistenzbedarf beliefen sich die 

Ausgaben für 2016 auf 15,3 Millionen Euro. Im Vergleich zum Vorjahr war das 

eine Steigerung um 3,1 % und im Vergleich zu 2012 um 23,4 %. 
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Tabelle 20: Leistungsfälle und Leistungsausgaben1 nach verschiedenen 

Kostenarten für Beschäftigte mit Assistenzbedarf in WfbM 2012–2016 

 

Jahr Leistungsausgaben (in 1.000 Euro) 

Leistungs-  

fälle 

gesamt* 

Gesamtkosten Heilbehandlung 

inkl. 

medizinischer 

Rehabilitation 

Teilhabe am 

Arbeitsleben** 

Renten, 

Beihilfen 

Anzahl Euro Prozent Euro Prozent 

an 

Gesamt 

Euro Prozent 

an 

Gesamt 

Euro Prozent 

an 

Gesamt 

2012 18.922 12.437 € 100 % 9.997 € 80 % 148 € 1 % 2.177 € 18 % 

2013 19.688 14.285 € 100 % 11.688 € 82 % 143 € 1 % 2.323 € 16 % 

2014 19.591 14.477 € 100 % 11.658 € 81 % 134 € 1 % 2.552 € 18 % 

2015 19.411 14.885 € 100 % 11.944 € 80 % 162 € 1 % 2.651 € 18 % 

2016 19.829 15.347 € 100 % 12.198 € 79 % 117 € 1 % 2.887 € 19 % 

1   Differenzen an Gesamtkosten sind durch Feststellungskosten bedingt. 

*  Alle Leistungsfälle (Arbeits- und Wegeunfälle sowie Berufskrankheiten), die in dem jeweiligen 

Jahr Kosten verursacht haben. 

** Ausgabeschwankungen sind durch Einzelfälle bedingt. 

 

Den größten Teil der Leistungsausgaben in beiden Gruppen machen die Auf-

wendungen für Heilbehandlung einschließlich medizinischer Rehabilitationen, 

Geldleistungen, Pflege und ergänzender Leistungen aus. In der Gruppe der 

Beschäftigten ohne Assistenzbedarf wurden hierfür 65 % der Ausgaben 

verwendet, in der Gruppe der Beschäftigten mit Assistenzbedarf 79 %. Die 

Aufwendungen für Renten und Beihilfen machen für Beschäftigte ohne 

Assistenzbedarf in WfbM jährlich zwischen 30 und 40 % der Gesamtausgaben 

aus und für Beschäftigte mit Assistenzbedarf knapp 20 %. Leistungen zur Teil-

habe am Arbeitsleben machen in beiden Gruppen rund 1 % der Gesamt-

ausgaben aus. 
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Glossar 

 Abweichung  Ein Kriterium zur Beschreibung des Unfallhergangs 

sind dem Unfall vorausgehende Umstände. Diese 

können durch verschiedene Abweichungen vom 

normalen Bewegungsablauf ausgelöst werden. 

  Hier werden vier Unfallmuster unterschieden: 

 Die Abweichung liegt nicht im Einflussbereich des 

Unfallopfers, sondern es handelt sich um 

Materialprobleme (Explosion, Emission von 

Stoffen oder Brechen von Gegenständen). 

 Die Person verliert die Kontrolle über eine 

Maschine, ein Handwerkzeug bzw. einen 

Gegenstand oder ein Transportmittel, das geführt 

wird. Diesem Unfallmuster wird auch der Verlust 

der Kontrolle über den eigenen Körper zugeordnet 

(Stolpern oder Ausgleiten). 

 Der Unfallhergang lässt sich allein auf die 

Körperbewegung als solche zurückführen. 

Entsprechend dem Ausmaß der körperlichen 

Anstrengung werden zwei Verletzungsarten 

unterschieden: Bei Bewegungsunfällen ohne 

größere körperliche Anstrengung stehen äußere 

Verletzungen (Abschürfungen der Haut oder 

Prellungen) im Vordergrund; bei Bewegungs-

unfällen mit schwerer körperlicher Belastung 

rücken dagegen innere Verletzungen in den 

Vordergrund, wie Zerrungen, die durch eine 

unachtsame Bewegung oder aber auch durch das 

Heben, Ziehen oder Tragen eines schweren 

Gegenstandes hervorgerufen wurden. 

 Die verletzte Person selbst, eine andere Person 

oder ein Tier ist Auslöser des Unfallgeschehens. 

Das Unfallopfer war hierbei also körperlicher 

Gewalt ausgesetzt, hat sich selbst in eine 

Gefahrensituation begeben oder hat eine 

traumatische Situation erlebt. 
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 Arbeitsunfälle Ein Arbeitsunfall ist ein Unfall, den eine Beschäftigte 

oder ein Beschäftigter bei der Ausübung der beruflichen 

Tätigkeit innerhalb und außerhalb der Arbeitsstätte 

erleidet. Zu den Arbeitsunfällen zählen auch Unfälle, 

die sich auf dem Weg zwischen Wohnung und dem 

Ort der versicherten Tätigkeit ereignen 

(Wegeunfälle). 

  Arbeitsunfälle werden bei der BGW je nach 

Schweregrad in drei Kategorien unterteilt:  

 Bagatellfälle: Die Verletzung bewirkt keine 

längeren Arbeitsunfähigkeits- oder 

Behandlungszeiten.  

 „Mittelschwere Unfälle: Es wird mit kürzeren 

Arbeitsunfähigkeitszeiten (unter 6 Wochen) und 

Behandlungszeiten gerechnet. Die Verletzungen 

heilen folgenlos aus. 

 Schwere Unfälle: Es wird mit längeren 

Arbeitsunfähigkeits- und Behandlungszeiten sowie 

mit evtl. bleibenden Körperschäden gerechnet. 

  Aufgrund des Verletzungsgrades ist eine besonders 

qualifizierte Bearbeitung insbesondere in der 

Heilverfahrenssteuerung erforderlich. 

 

Arbeitsunfallstatistik  Als Arbeitsunfallstatistik werden die Daten bezeichnet, 

die bei den meldepflichtigen Unfällen für den 

Unfallhergang zusätzlich über eine Stichprobe 

dokumentiert werden, die sogenannte  

7-von-100-Statistik. 

 

 Ausgleichsabgabe Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, welche über 

mindestens 20 Arbeitsplätze verfügen und die 

vorgeschriebene Anzahl von Menschen mit 

Schwerbehinderungen nicht beschäftigen, das heißt 

die sogenannte Pflichtquote von 5 % nicht erfüllen, 

sind verpflichtet, für jeden unbesetzten Pflichtarbeits-

platz eine Ausgleichsabgabe zu entrichten. 

  Die Höhe der Ausgleichsabgabe wird in Abhängigkeit 

von einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungs-

quote festgesetzt. 
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Berufskrankheiten (BK)  

  Berufskrankheiten sind Krankheiten, die in der Liste 

der Berufskrankheiten (Berufskrankheitenverordnung, 

BKV) aufgeführt sind und die sich die Versicherte/der 

Versicherte im Zusammenhang mit ihrer/seiner 

beruflichen Tätigkeit zuzieht.  

  Damit eine Erkrankung als Berufskrankheit anerkannt 

werden kann, muss zwischen versicherter Tätigkeit 

und schädigender Einwirkung sowie zwischen dieser 

Einwirkung und der Erkrankung ein rechtlich 

wesentlicher ursächlicher Zusammenhang bestehen. 

Bei einigen Krankheiten müssen zusätzlich – neben 

diesem Kausalzusammenhang und den jeweiligen 

medizinischen Merkmalen – besondere 

versicherungsrechtliche Voraussetzungen erfüllt sein. 

Beispielsweise müssen Hauterkrankungen schwer 

oder wiederholt rückfällig sein und zur Unterlassung 

der gefährdenden Tätigkeit geführt haben. Sind diese 

zusätzlichen Merkmale nicht erfüllt, kann die 

Krankheit nicht als Berufskrankheit im Sinne der 

gesetzlichen Unfallversicherung anerkannt werden. 

Allerdings ist der Verdacht auf das Vorliegen einer 

beruflich verursachten Hauterkrankung auch dann 

anzuzeigen, wenn die gefährdende Tätigkeit noch 

nicht aufgegeben wurde. 

  

Berufskrankheiten (BK)-Quote  

  Wird als Maßstab für den Vergleich von 

Berufskrankheiten verwendet. Zur Berechnung der 

branchenspezifischen Quote werden die absoluten 

BK-Zahlen in der jeweiligen Branche zur Zahl der 

Vollbeschäftigten ins Verhältnis gesetzt.  

 

Berufskrankheiten – Rente (neue BK-Rente) 

  Wird das Vorliegen einer Berufskrankheit (BK) 

anerkannt und ist die Minderung der Erwerbsfähigkeit 

(MdE) rentenberechtigend bzw. der Erkrankte an den 

Folgen der BK verstorben, so wird diese in der Regel 

schwere Erkrankung als neue BK-Rente bezeichnet. 

Die neuen BK-Renten sind eine Teilmenge der 

anerkannten Berufskrankheiten. 
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Berufskrankheiten – Verdachtsanzeige  

  Eine Meldepflicht gibt es für Ärzte und Ärztinnen 

sowie Unternehmer und Unternehmerinnen; darüber 

hinaus gehen Meldungen von anderen 

Sozialversicherungsträgern und von den Versicherten 

selbst bei den UV-Trägern ein.  

  War der Versicherte einer BK-spezifischen Einwirkung 

in seinem Arbeitsleben ausgesetzt und ist aus dieser 

Einwirkung eine Erkrankung im Sinne der jeweiligen 

BK (vergleiche BK-Liste) entstanden, so handelt es 

sich um eine anerkannte Berufskrankheit (BK). 

  Bei einigen Berufskrankheiten werden an die 

Anerkennung neben den Voraussetzungen, die unter 

„Berufskrankheiten“ beschrieben werden, auch noch 

besondere zusätzliche Voraussetzungen geknüpft. 

Dies ist vor allem die Forderung nach Aufgabe 

sämtlicher gefährdender Tätigkeiten. Da die BK erst 

nach Vorliegen der besonderen Voraussetzungen 

anerkannt werden kann, sich aber der BK-Verdacht 

bestätigt hat, werden diese Fälle auch unter der 

Bezeichnung „bestätigter BK-Verdacht“ geführt.  

Die anerkannten Berufskrankheiten sind eine 

Teilmenge der Fälle mit bestätigtem BK-Verdacht.  

Für Fragestellungen  

der Prävention kommt dieser Gruppe eine große 

Bedeutung zu. 

 

Besondere versicherungsrechtliche Voraussetzungen 

  Fehlt für die Anerkennung einer Krankheit als 

Berufskrankheit nur noch das Unterlassen aller 

gefährdenden Tätigkeiten, so hat die Berufs-

genossenschaft eine Feststellung „dem Grunde nach“ 

zu treffen, das heißt, sie teilt der Versicherten oder 

dem Versicherten verbindlich mit, dass die übrigen 

Voraussetzungen vorliegen. Es können jedoch in 

diesen Fällen gegebenenfalls im Rahmen des § 3  

der Berufskrankenverordnung Leistungen zur 

Individualprävention beziehungsweise medizinische 

Rehabilitation erbracht werden. 
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Eingliederungshilfe Die Eingliederungshilfe für Menschen mit 

Behinderungen ist eine Leistung der Sozialhilfe, 

welche seit dem 1. Januar 2005 in das 

Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) 

übernommen wurde. Hierfür als auch für die 

ergänzende Eingliederungshilfe-Verordnung ist  

das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

verantwortlich.  

  Die Eingliederungshilfe für Menschen mit 

Behinderungen gliedert sich in drei Leistungsgruppen: 

 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation 

 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

 Leistungen zur Teilhabe am Leben in der 

Gemeinschaft 

 

Entschädigungsleistungen 

  Bei den Entschädigungsleistungen handelt es sich  

um Heilbehandlungen inklusive Leistungen zur 

medizinischen Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe 

am Arbeitsleben (berufliche Rehabilitation) und am 

Leben in der Gemeinschaft sowie Pflege, Geld-

leistungen wie Renten, Beihilfen und andere 

Abfindungen.  

 

 Pflichtarbeitsplätze Arbeitgeber/Arbeitgeberinnen, welche im 

Jahresdurchschnitt monatlich mindestens 20 

Arbeitsplätze haben, sind nach § 71 SGB IX 

verpflichtet, mindestens 5 % der Arbeitsplätze mit 

Menschen mit Schwerbehinderungen zu besetzen 

(Pflichtquote). 

  Beschäftigt ein Arbeitgeber oder eine Arbeitgeberin 

die vorgeschriebene Anzahl von Menschen mit 

Schwerbehinderungen nicht, muss dieser für jeden 

unbesetzten Pflichtarbeitsplatz eine Ausgleichs-

abgabe entrichten. 

 

Soll-Pflichtarbeitsplätze 

  Das ist die Anzahl der jahresdurchschnittlich 

monatlich zu beschäftigenden Schwerbehinderten, 

ihnen gleichgestellten und sonstigen anrechnungs-

fähigen Personen, die mindestens erreicht sein sollte, 

damit keine Ausgleichsabgabe fällig wird. 
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Unbesetzte Pflichtarbeitsplätze 

  Dies ist der jahresdurchschnittlich monatliche 

Differenzbetrag zwischen den tatsächlich besetzten 

Pflichtarbeitsplätzen und den Soll-Pflichtarbeits-

plätzen. Dieser wird pro Arbeitgeber oder pro 

Arbeitgeberin einzeln berechnet. Ist die Anzahl der 

besetzten Pflichtarbeitsplätze höher als die Anzahl der 

Soll-Pflichtarbeitsplätze, so wird für den Arbeitgeber 

oder die Arbeitgeberin bei den unbesetzten Pflicht-

arbeitsplätzen eine Null eingetragen. Das bedeutet, 

dass der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin keine 

unbesetzten Pflichtarbeitsplätze hat. 

 

Besetzte Pflichtarbeitsplätze 

  Die Summe besetzter Pflichtarbeitsplätze enthält die 

tatsächliche jahresdurchschnittlich monatliche Anzahl 

der Arbeitsplätze, auf denen schwerbehinderte, ihnen 

gleichgestellte oder sonstige anrechnungsfähige 

Personen beschäftigt sind. 

 

Ist-Quote in %/Pflichtquote 

  Die Ist-Quote, auch als Pflichtquote bezeichnet, gibt 

den Anteil der schwerbehinderten, gleichgestellten 

oder sonstig anrechnungsfähigen Personen in dem 

jeweiligen Anzeigejahr pro Arbeitgeber, gemessen an 

allen zu zählenden Arbeitsplätzen an. Nach § 71 Abs. 1 

SGB IX sind Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen mit 

jahresdurchschnittlich monatlich mindestens  

20 Arbeitsplätzen im Sinne des § 73 SGB IX dazu 

verpflichtet, auf mindestens 5 % dieser Arbeitsplätze 

schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen.  
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Unfallstatistik 

 

 7-%-Stichprobe Für die Auswertung des Unfallgeschehens werden 

aus dem Gesamt der meldepflichtigen Unfälle eines 

Meldejahres 7 % der Fälle ausgewählt. Diese 

sogenannte 7-%-Stichprobe rekrutiert sich aus 

Versicherungsfällen, deren Geburtstag auf einen  

10. oder 11. eines Monats fällt. 

 

 Dienstwegeunfall Als ein Dienstwege- oder Betriebswegeunfall wird  

ein Unfall bezeichnet, der sich auf all jenen Wegen 

ereignet, die eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeit-

nehmer im direkten Auftrag des Unternehmers oder 

der Unternehmerin erledigt, zum Beispiel zwischen 

Betrieb und Außenarbeitsplatz oder auf einer mit der 

Arbeit verbundenen Dienstfahrt. 

 

Meldepflichtiger Unfall  

  Ein meldepflichtiger Unfall ist ein Arbeits- oder 

Wegeunfall, der zu einer Arbeitsunfähigkeit von  

mehr als drei Tagen oder zum Tod führt. 

 

 Meldewege Die Unfallversicherungsträger (UV-Träger) erhalten  

in der Regel über eine Unfallanzeige des 

Unternehmers/der Unternehmerin oder durch den 

Bericht des Durchgangsarztes oder der 

Durchgangsärztin Kenntnis über Arbeitsunfälle. 

  Der Durchgangsarzt oder die Durchgangsärztin (von 

den Berufsgenossenschaften besonders ermächtigte 

Ärztin oder besonders ermächtigter Arzt) muss 

unverzüglich dem zuständigen UV-Träger den 

Durchgangsarztbericht erstatten. Dieser erreicht 

meistens als erste Information den UV-Träger. 

Aufgrund dieses Berichts werden die wesentlichen 

Daten zu einem Versicherungsfall datentechnisch 

erfasst und in der Datenbank abgelegt (Angaben zum 

Versicherten, zur Arbeitsstätte, zur Diagnose und zum 

Unfallhergang). 

  Bei Berufskrankheiten erfolgt die Meldung an den  

UV-Träger in der Regel durch die Unternehmerin oder 

den Unternehmer in Form einer BK-Anzeige über den 

behandelnden Arzt oder die behandelnde Ärztin. 

Jeder Arzt/jede Ärztin ist verpflichtet, bei begründetem 

Verdacht des Vorliegens einer Berufskrankheit diese 

dem UV-Träger anzuzeigen. Die wesentlichen Daten 
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zu einer möglichen Berufskrankheit (Versicherten-

daten, BK-Ziffer nach der Berufskrankheiten-

verordnung, Arbeitsstätte) werden ebenfalls erfasst 

und datentechnisch abgelegt.  

 

 Tödliche Unfälle Als tödliche Unfälle werden diejenigen Fälle gezählt, 

bei denen sich der Unfall im Berichtsjahr ereignet hat 

und der Tod innerhalb von 30 Tagen nach dem Unfall 

eingetreten ist.  

 

 Unfallquote  Wird als Maßstab für den Vergleich von Arbeits-

unfällen verwendet. Zur Berechnung der branchen-

spezifischen Unfallquote werden die absoluten 

Arbeitsunfallzahlen in dieser Branche zur Zahl der 

Vollbeschäftigten ins Verhältnis gesetzt.  

  Bei den Wegeunfällen gilt als Bezugsgröße die Anzahl 

der Versicherungsverhältnisse. Diese Zahl wird für 

einzelne Berufsgruppen mit geringerer Zahl von 

versicherten Wegen entsprechend dem tatsächlichen 

Risiko gewichtet (sogenannte „gewichtete 

Versicherungsverhältnisse“). 

 

 Vollbeschäftigte Der Vollbeschäftigte ist eine statistische Rechengröße 

und dient zur Berechnung der Unfallquote. Ein 

Vollbeschäftigter entspricht der durchschnittlich von 

einer vollbeschäftigten Person im produzierenden 

Gewerbe und Dienstleistungsbereich tatsächlich 

geleisteten Arbeitsstundenzahl pro Jahr. Die Größe 

spiegelt damit die Expositionszeit gegenüber 

Arbeitsunfällen wider. Zur Beurteilung des durch-

schnittlichen Unfallrisikos werden die Arbeitsunfälle 

auf je 1.000 Vollbeschäftigte bezogen. Das Ergebnis 

dieser Rechnung wird als Unfallquote bezeichnet. 

 

 Unfallrente (neue) Eine neue Unfallrente ist ein Arbeits- oder Wegeunfall 

mit so schweren Folgen, dass es im Berichtsjahr 

erstmals zu einer Entschädigung in Form einer Rente 

beziehungsweise Abfindung oder zur Zahlung von 

Sterbegeld gekommen ist. 
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Versicherungsverhältnis 

  Ein Versicherungsverhältnis ist jedes nach  

SGB VII I begründete Versicherungsverhältnis, wobei 

bei einer Person Mehrfachversicherung vorliegen 

kann, zum Beispiel als abhängig Beschäftigter, 

daneben als ehrenamtlich Tätiger und zeitweilig 

zusätzlich als Blutspender. Gewichtet nach den 

unterschiedlichen Anteilen bei verschiedenen 

Versicherungsverhältnissen erfolgt die Berechnung 

einer Bezugsgröße (gewichtetes Versicherungs-

verhältnis) – dies kommt zum Beispiel häufig infolge 

von Teilzeitbeschäftigung vor. 

 

 Wegeunfälle Zu den Arbeitsunfällen zählen die Unfälle, die sich  

auf dem Weg zwischen Wohnung und dem Ort der 

beruflichen Tätigkeit ereignen (Wegeunfälle). 
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Ihre BGW-Kundenzentren

Berlin · Spichernstraße 2–3 · 10777 Berlin
Bezirksstelle 		  Tel.: (030) 896 85 - 37 01	 Fax: - 37 99  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (030) 896 85 - 0	 Fax: - 36 25  
schu.ber.z*		  Tel.: (030) 896 85 - 36 96 	Fax: - 36 24

Bochum · Universitätsstraße 78 · 44789 Bochum
Bezirksstelle 		  Tel.: (0234) 30 78 - 64 01 	Fax: - 64 19  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (0234) 30 78 - 0 	 Fax: - 62 49  
schu.ber.z*		  Tel.: (0234) 30 78 - 64 70 	Fax: - 63 79  
studio78		  Tel.: (0234) 30 78 - 64 78 	Fax: - 63 99

Delmenhorst · Fischstraße 31 · 27749 Delmenhorst
Bezirksstelle		  Tel.: (04221) 913 - 42 41 	 Fax: - 42 39  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (04221) 913 - 0 	 Fax: - 42 25  
schu.ber.z*		  Tel.: (04221) 913 - 41 60 	 Fax: - 42 33

Dresden · Gret-Palucca-Straße 1 a · 01069 Dresden
Bezirksverwaltung	 Tel.: (0351) 86 47 - 0 	 Fax: - 56 25  
schu.ber.z*		  Tel.: (0351) 86 47 - 57 01 	Fax: - 57 11  
Bezirksstelle		  Tel.: (0351) 86 47 - 57 71 	Fax: - 57 77  
		  Königsbrücker Landstraße 2 b · Haus 2  
		  01109 Dresden  
BGW Akademie		  Tel.: (0351) 288 89 - 61 10 	Fax: - 61 40  
		  Königsbrücker Landstraße 4 b · Haus 8  
		  01109 Dresden

Hamburg · Schäferkampsallee 24 · 20357 Hamburg
Bezirksstelle		  Tel.: (040) 41 25 - 29 01 	 Fax: - 29 97  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (040) 41 25 - 0 	 Fax: - 29 99  
schu.ber.z*		  Tel.: (040) 73 06 - 34 61 	 Fax: - 34 03  
		  Bergedorfer Straße 10 · 21033 Hamburg  
BGW Akademie		 Tel.: (040) 202 07 - 28 90 	Fax: - 28 95  
		  Pappelallee 33/35/37 · 22089 Hamburg

Hannover · Anderter Straße 137 · 30559 Hannover
Außenstelle von Magdeburg  
Bezirksstelle	 Tel.: (0511) 563 59 99 - 47 81	Fax: - 47 89

Karlsruhe · Philipp-Reis-Straße 3 · 76137 Karlsruhe
Bezirksstelle		  Tel.: (0721) 97 20 - 55 55	 Fax: - 55 76  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (0721) 97 20 - 0 	 Fax: - 55 73  
schu.ber.z*		  Tel.: (0721) 97 20 - 55 27 	Fax: - 55 77

Köln · Bonner Straße 337 · 50968 Köln
Bezirksstelle		  Tel.: (0221) 37 72 - 53 56 	Fax: - 53 59  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (0221) 37 72 - 0 	 Fax: - 51 01  
schu.ber.z*		  Tel.: (0221) 37 72 - 53 00 	Fax: - 51 15

Magdeburg · Keplerstraße 12 · 39104 Magdeburg
Bezirksstelle		  Tel.: (0391) 60 90 - 79 20 	Fax: - 79 22  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (0391) 60 90 - 5 	 Fax: - 78 25

Mainz · Göttelmannstraße 3 · 55130 Mainz
Bezirksstelle		  Tel.: (06131) 808 - 39 02 	 Fax: - 39 97  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (06131) 808 - 0 	 Fax: - 39 98  
schu.ber.z*		  Tel.: (06131) 808 - 39 77 	 Fax: - 39 92

München · Helmholtzstraße 2 · 80636 München
Bezirksstelle		  Tel.: (089) 350 96 - 46 00 	Fax: - 46 28  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (089) 350 96 - 0 	 Fax: - 46 86  
schu.ber.z*		  Tel.: (089) 350 96 - 45 01 	Fax: - 45 07

Würzburg · Röntgenring 2 · 97070 Würzburg
Bezirksstelle		  Tel.: (0931) 35 75 - 59 51 	Fax: - 59 24  
Bezirksverwaltung	 Tel.: (0931) 35 75 - 0 	 Fax: - 58 25  
schu.ber.z*		  Tel.: (0931) 35 75 - 58 55 	Fax: - 59 94

*schu.ber.z = Schulungs- und Beratungszentrum

Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst  
und Wohlfahrtspflege (BGW)  
Hauptverwaltung  
Pappelallee 33/35/37 · 22089 Hamburg  
Tel.: (040) 202 07 - 0  
Fax: (040) 202 07 - 24 95  
www.bgw-online.de

Diese Übersicht wird bei jedem Nachdruck aktuali-
siert. Sollte es kurzfristige Änderungen geben, finden 
Sie diese hier:

www.bgw-online.de/ 
kundenzentren



BGW-Beratungsangebote
Tel.: (040) 202 07 - 48 62  
Fax: (040) 202 07 - 48 53  
E-Mail: gesundheitsmanagement@bgw-online.de

Medienbestellungen
Tel.: (040) 202 07 - 48 46  
Fax: (040) 202 07 - 48 12  
E-Mail: medienangebote@bgw-online.de  

Versicherungs- und Beitragsfragen
Tel.: (040) 202 07 - 11 90  
E-Mail: beitraege-versicherungen@bgw-online.de  

Beratung und Angebote

So finden Sie Ihr zuständiges 
Kundenzentrum

Auf der Karte sind die Städte ver-
zeichnet, in denen die BGW mit 
einem Standort vertreten ist. Die 
farbliche Kennung zeigt, für welche 
Region ein Standort zuständig ist. 

Jede Region ist in Bezirke unterteilt, 
deren Nummer den ersten beiden 
Ziffern der dazugehörenden Postleit-
zahl entspricht. 

Ein Vergleich mit Ihrer eigenen Post-
leitzahl zeigt, welches Kundenzent-
rum der BGW für Sie zuständig ist. 

Auskünfte zur Prävention erhalten 
Sie bei der Bezirksstelle, Fragen zu 
Rehabilitation und Entschädigung 
beantwortet die Bezirksverwaltung 
Ihres Kundenzentrums.
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BGW · Pappelallee 33/35/37 · 22089 Hamburg
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